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Geſetz-Sammlung 
N fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 35. 


(Nr. 3449.) Geſetz, betreffend die den Juſtizbeamten für die Beſorgung gerichtlicher Geſchaͤfte 


außerhalb der ordentlichen Gerichtsſtelle zu bewilligenden Diäten und Reiſe— el g ue, A. 


koſten und Kommiſſions-Gebuͤhren. Vom 9. Mai 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. ü 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


* 


Die bisher beſtandene Unterſcheidung, ob die Koſten eines gerichtlichen 
Lokalgeſchaͤftes dem Fiskus oder einer Privatpartei zur Laſt fallen, und der in 
dem einen oder anderen Falle ſtattfindende Unterſchied der den Juſtizbeamten 
bewilligten Diaͤten und Reiſekoſten wird hiermit aufgehoben. 


H. 2. 


An Diaͤten erhalten in allen Faͤllen: 
1) der kommittirte Richter, 5 f 
a) wenn das Gefchäft einſchließlich der Reiſe in einem Tage 
vollendet wird, 1 Rthlr. 15 Sgr., 
b) bei Geſchaͤften, welche eine laͤngere Abweſenheit erfordern, taͤglich 
2 


thlr.; 
2) der kommittirte Aktuar oder derjenige Beamte, welcher mit deſſen Funk— 
tionen beauftragt iſt (3. B. Auskultator, Referendar), täglich 1 Rthlr. 


H. 3. 


An Reiſekoſten erhalten für jede Viertelmeile: 
1) der als Richter kommittirte Beamte 5 Sgr., 


2) der als Aktuar oder Protokollfuͤhrer kommittirte 3 Sgr. 9 Pf. 3 “on | 
Jahrgang 1851. (Nr. 3449.) 85 $. BR Dim 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Oktober 1851. 
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$. 4. 
Sowohl Diaͤten als Reiſekoſten koͤnnen nur dann liguidirt werden, wenn 
das Geſchaͤft nicht am Orte des Gerichts oder innerhalb einer Viertelmeile 
von dieſem Orte vorgenommen wird. a 


H. 5. 
5 Die Reiſekoſten werden fuͤr die Hinreiſe und fuͤr die Ruͤckreiſe beſonders 
berechnet. Die erſte angefangene Meile wird fuͤr eine volle Meile, bei groͤße⸗ 
ren Entfernungen jede angefangene Viertelmeile fuͤr eine volle Viertelmeile 
gerechnet. N 
5 $ 6. 


Wenn zu dem Orte, an welchem die Geſchaͤfte vorzunehmen ſind, ver— 
ſchiedene Wege fuͤhren, ſo kommt, ohne Ruͤckſicht darauf, ob derſelbe fahrbar 
iſt oder nicht, der wirklich zurückgelegte Weg in Betracht. Iſt dieſer nicht der 
kuͤrzere, ſo iſt zugleich dienſteidlich anzugeben, daß und warum der kuͤrzere Weg 
nicht hat gebraucht werden koͤnne. 


N 5.7 

eee, hide Bei Lokal-Kommiſſionen, welche von einem richterlichen Beamten und 

- are bie, einem Protokollfuͤhrer gemeinſchaftlich auszufuͤhren ſind, kann ſowohl der eine 
ge als der andere die Annahme eines Fuhrwerks auf gemeinſchaftliche Koſten in 

. Anſpruch nehmen. Die Geſtellung deffelben liegt ſolchenfalls dem Richter ob, 

13 und der Beitrag des Protokollfuͤhrers darf die ihm nach H. 3. zukommende 

ne“ Keiſekoſtenverguͤtung nicht uͤberſteigen. 

ren 

a e . . ' H. 8. 

* Die Verpflichtung der Gerichtsbeamten, in Unterſuchungsſachen mit den 

zuzuziehenden gerichtlichen Aerzten auf gemeinſchaftliche Koſten ſich eines Fuhr⸗ 

werks zu bedienen, wird aufgehoben. 


H. 9. 


Wenn letztwillige Dispoſitionen auf Verlangen der Parteien außerhalb 
des Gerichtslokals auf- oder angenommen werden, fo erhalten in allen Faͤl⸗ 
len, wenn nicht Diaͤten und Reiſekoſten liquidirt werden koͤnnen, der Richter 
1 Rthlr. 15 Sgr. und der Protokollfuͤhrer 1 Rthlr. Kommiſſionsgebuͤhren. Bei 
anderen Gefchäften und Aufträgen finden keine Kommiſſionsgebühren Statt. 


H. 10. 


Die Boten und Exekutoren erhalten für jeden Tag, an welchem ſie außer— 
i ' halb des Gerichtsorts und mehr als eine Viertelmeile von dieſem entfernt Exe⸗ 
Lu e Ge kutionsgeſchaͤfte beſorgt haben, 5 Sgr. Zehrungskoſten. 


eee, nige pa. H. 11. a 

Ara Die Prufung und Feſiſtellung der Liquidationen ſowohl der Diäten und 

f Reiſekoſten, als der Kommiſſionsgebuͤhren, erfolgt durch die Gerichte. Der 
i feſt⸗ 


W cr c . Tunis an 


— 621 — 


feſtgeſetzte Betrag wird zur ſofortigen definitiven Verausgabung auf die Kaſſe 
angewieſen. 0 f 


$. 12. 

Dieſes Geſetz findet auch Anwendung auf die bei den Gerichten erſter 
Inſtanz fungirenden Staatsanwalte und deren Gehuͤlfen bei Lokalgeſchaͤften in⸗ 
nerhalb ihres Amtsbezirks und auf die Kommiſſarien zur Abhaltung von Ge⸗ 
richtstagen, — inſofern denſelben nicht Reiſekoſten-Pauſchquanta bewilligt, find. 
Staatsanwalte und Staatsanwalts-Gehuͤlfen erhalten die fuͤr richterliche Blake 
beftimmten Saͤtze. 

$. 13. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung auf diejenigen 
anderen Auftraͤge, welche nicht die Ausrichtung einzelner gerichtlicher Geſchaͤfte, 
ſondern die Juſtiz⸗Aufſicht und Verwaltung betreffen, insbeſondere nicht bei Juſtiz⸗ 
Viſitationen, bei Abordnung von Praͤſidenten der Schwurgerichte und Reiſen 
der Ober⸗Staatsanwalte. In dieſen Fallen, ſowie in allen Faͤllen, in welchen 
durch Mitglieder der Appellationsgerichte Lokalgeſchaͤfte zu beſorgen ſind, kom⸗ 
men lediglich die in der Verordnung vom 10. Juni 1848. (Geſetz⸗Sammlung 
S. 152.) beſtimmten Saͤtze zur Anwendung, inſofern nicht beſondere Reiſe— 
koſten⸗Pauſchquanta feſtgeſetzt werden. 


F. 14. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1852. fur den Umfang der ganz zg dle: 
zen Monarchie, mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu ee gau, de be, 
Koln und der Fuͤrſtenthuͤmer Hohenzollern, in Kraft. FR en ja 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruk = 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i - z e., 


Gegeben Potsdam, den 9. Mai 1851. der, . Are MS2 
2 e 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 
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Fu u A Aon. (Nr. 3450.) Geſetz, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten. Vom 


1 10. Mai 1851. 
u 9 Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
1 Preußen ꝛc. ıc. 

Ae a 7852 verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 


Die Gerichtskoſten ſollen vom 1. Januar 1852. ab bei allen Gerichten 
nach dem, dieſem Geſetze angehaͤngten Tarif erhoben werden. 

Auf die Gerichte in den Fuͤrſtenthuͤmern Hohenzollern, die Gerichte im 
Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln und auf die von dieſem an 
den Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſationshof gelangenden Sachen leidet dieſes 
Geſetz keine Anwendung. 


H. 2. 


Der Tarif findet nicht Anwendung auf diejenigen Angelegenheiten, deren 
Bearbeitung beſonderen Behoͤrden uͤberwieſen iſt, fuͤr welche auch bisher nicht 
nach den fuͤr die Gerichte erlaſſenen Tax⸗ Ordnungen, ſondern nach beſonderen 
Beſtimmungen gewiſſe Koſtenbetraͤge erhoben find, namentlich nicht auf die den 
General-Kommiſſionen und dem Revifions- Kollegium, ſowie den Schiedsmaͤn⸗ 
nern uͤbertragenen Angelegenheiten, ſoweit ſolche bei dieſen Behörden bearbeitet 
werden, ſowie auf die ganz oder theilweiſe von den Schoͤffengerichten bearbei- 
teten Angelegenheiten. ö 


8 H. 3. 


Bei den beſonderen Anordnungen, durch welche fuͤr gewiſſe, von den 
Juſtizbehoͤrden zu bearbeitende Angelegenheiten eine gaͤnzliche oder theilweiſe 
Koſtenfreiheit bewilligt iſt, behält es fein Bewenden, inſofern nicht die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes oder des Tarifs entgegenſtehen. Koſtenfrei ſind ins— 
beſondere alle auf Requiſition der Verwaltüngsbehoͤrden auszufuͤhrende Ge: 
ſchaͤfte, welche ein öffentliches Intereſſe betreffen, alle Geſchaͤfte, welche im In— 
tereffe der Kontrole der Juſtiz§-Aufſicht und des Geſchaͤftsbetriebes vorgenom⸗ 
men werden, ſowie Verfuͤgungen und Verhandlungen, welche begruͤndet gefun— 
dene Beſchwerden betreffen. Auch bleibt es den Juſtizbehoͤrden uͤberlaſſen, 
Koſten, welche durch eine unrichtige Behandlung der Sache ohne Schuld der 
Parteien entſtanden ſind, niederzuſchlagen oder eine fuͤr ſie koſtenfreie nachtraͤg⸗ 
liche e anzuordnen, und ebenſo in einzelnen Fällen, wenn eine Be⸗ 
ſchwerde oder Vorſtellung lediglich auf nicht anzurechnender Unkenntniß der 
Verhaͤltniſſe oder auf Unwiſſenheit beruhet, eine koſtenfreie Beſcheidung an⸗ 
zuordnen. i 

N 
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Von der Zahlung der Gerichtskoſten ſind befreit: 

1) der Fiskus und alle öffentliche Anſtalten und Raſſen, welche für Rech⸗ 
nung des Staats verwaltet werden oder dieſen gleichgeſtellt ſind; 

2) alle Öffentliche Armen⸗, Kranken-, Arbeits- und Beſſerungs-Anſtalten, 
ferner Waifenhäufer und andere milde Stiftungen, inſofern ſolche nicht 
einzelne Familien oder beſtimmte Perſonen betreffen, oder in bloßen Stu⸗ 
dien⸗Stipendien beſtehen, ſowie endlich die Gemeinden in den die Verwal⸗ 
tung und Mittel der Armenpflege betreffenden Angelegenheiten; 

3) alle oͤffentliche Volksſchulen; 

4) alle oͤffentliche gelehrte Anſtalten und Schulen, Kirchen, Pfarreien, Ka⸗ 
planeien, Vikarien und Kuͤſtereien, jedoch nur inſoweit, als die Einnah⸗ 
men derſelben die etatsmaͤßige Ausgabe, einſchließlich der Beſoldung oder 
des ſtatt dieſer uͤberlaſſenen Nießörauchs, nicht uͤberſteigen, und dieſes 
durch ein Atteſt der denſelben vorgeſetzten Behoͤrden oder Oberen beſchei— 
nigt wird. Inſoweit aber in Prozeſſen oder anderen Rechtsangelegen— 
heiten derſelben ſolche Anſpruͤche, welche lediglich das zeitige Intereſſe 
derjenigen, welchen die Nutzung des betreffenden Vermoͤgens fir ihre 
Perſon zuſteht, zugleich mit verhandelt werden, haben Letztere, wenn ſie 
ſich nicht etwa zum Armenrecht qualifiziren, die auf ihren Theil verhält: 

nißmaͤßig fallenden Koſten zu tragen; f 

5) Militairperſonen ruͤckſichtlich der von ihnen bei der Mobilmachung er— 
richteten einſeitigen und wechſelſeitigen Teſtamente, ſowie deren Zuruͤck— 
nahme und Publikation. Auch find die Provokationen auf Todeserklaͤ— 
rung der im Kriege vermißten Militairperſonen koſtenfrei zu bearbeiten; 

6) dem Finanz-Miniſter wird die Befugniß eingeraͤumt, in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem betreffenden Reſſort-Miniſter auch ſolchen Privat-Unter⸗ 


nehmungen, welche nicht auf einen beſonderen Geldgewinn der Unter— 


nehmer gerichtet ſind, ſondern einen Aar Swen d nicht auf einzelne 
Familien oder Korporationen beſchraͤnkten Zweck haben, eine Gebuͤhren⸗ 
freiheit vorbehaltlich Unſerer in Uebereinſtimmung mit den bei ihrem naͤch— 
ſten Zuſammentreten daruͤber zu hoͤrenden Kammern zu ertheilenden Ge— 
nehmigung zu bewilligen. N 

Was die bisher ſolchen Unternehmungen, z. B. Penſions- und 
Verſicherungs-Anſtalten, Buͤrger-Rettungs-Inſtituten u. ſ. w., bereits 
bewilligten Befreiungen betrifft, fo behält es im Allgemeinen dabei fein 
Bewenden; wenn aber in einzelnen Faͤllen die Befreiung zweifelhaft iſt, 
ſo iſt daruͤber gemeinſchaftlich von den Miniſtern der Finanzen und der 
Juſtiz zu entſcheiden. 


Im Uebrigen werden alle, gewiſſen Ständen und den nur zum Vor: 
theil einzelner Klaſſen der Staatsbürger errichteten Inſtituten, z. B. den rit⸗ 
terſchaftlichen Kredit-Inſtituten, bewilligte Befreiungen aufgehoben: 

Die einer Partei bewilligte Befreiung ſoll in keinem Falle der anderen 
Partei zum Nachtheil gereichen; insbeſondere wird die dem Fiskus augeftans 
(Nr. 3430.) ene 


288 


dene Befreiung von einem verhaͤltnißmaͤßigen Beitrage zu den Kommunkoſten 
im Konkurſe (Allg. Gerichts-Ordnung Thl. I. Tit. 50. H. 531.) aufgehoben. 


$. 3. 

Wenn eine Partei durch ein Atteſt der Orts-Polizeibehoͤrde, welches 
die Angabe des Gewerbes, der Vermoͤgens-Umſtaͤnde, der Familien⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe und der von der Partei zu entrichtenden Steuern enthält, beſcheinigt, daß 
ſie nicht im Stande iſt, neben ihrem und ihrer Familie Unterhalt, Koſten zu 
bezahlen, und ein Verzeichniß ihrer ausſtehenden Forderungen, Grundſtuͤcke und 
Gerechtigkeiten unter Angabe des Werths einreicht, ſo ſoll dieſes in der Regel 
hinreichen, um derſelben eine völlige oder nach Umſtaͤnden eine theilweiſe Koſten⸗ 
freiheit oder eine Stundung zu bewilligen. Es ſoll jedoch der Kaſſen⸗Ver⸗ 
waltung, wenn ſie Bedenken dabei traͤgt, unbenommen bleiben, die ihr Unver⸗ 
mögen behauptende Partei zur Ableiſtung des Manifeſtations⸗ Eides, allenfalls 
mittelſt Perſonal⸗Arreſtes, durch das Gericht anhalten zu laſſen. Der Armen— 
Eid (Allg. Gerichts⸗Ordnung Thl. I. Tit. 23. F. 34.) ſoll nicht ferner er⸗ 
fordert werden. ; 

Wenn eine arme Partei fpäter zu befferen Vermoͤgens-Umſtaͤnden ge- 
langt, ſo koͤnnen die wegen ihrer Armuth nieder eſchlagenen oder außer Anſatz 
. Wi gen Koſten innerhalb der vierjaͤhrigen Berz rungsfriſt (Geſetz vom 

1. März; 1838., Geſetz-Sammlung S. 251., und vom 6. Juli 1845., Geſetz⸗ 
Sammlung S. 483.) nachgefordert werden. 


j $. 6. 

Die Koſtenfreiheit (. 3., 4. und 5.) entbindet nicht von der Bezah⸗ 
lung der neben den gewoͤhnlichen Koſtenſaͤtzen noch beſonders vorkommenden 
baaren Auslagen, und der unter dieſe zu rechnenden, fuͤr Lokaltermine an⸗ 
zuſetzenden Gebühren ($. 24. Nr. 4., H. 61. und HH. 65 — 67. des Tarifs). 


* H. 74 
In Ruͤckſicht auf die unter Vormundſchaft ſtehenden minderjaͤhrigen, 
taubſtummen und geiſteskranken Perſonen wird Folgendes beſtimmt: 


1) Waͤhrend der Dauer der Vormundſchaft koͤnnen ohne Ruͤckſicht auf 
die no des Vermögens des Pflegebefohlenen, aus demſelben erhoben 
werden: 


a) alle Koſten, welche vor Einleitung der Vormundſchaft entſtanden, 

inſofern fie nicht für vormundſchaftsgerichtliche Akte zu entrichten 
find, welche in Ruͤckſicht auf die einzuleitende Vormundſchaft vor: 
zunehmen waren; 

b) alle baaren Auslagen (F. 6.) und Kalkulatur⸗ Gebühren, dieſe 
jedoch nur fo weit, als das Vermögen des Pflegebefohlenen zur 
5 a angefertigten Kalkulatur Arbeit 50 Rthlr. nach Nr. 5. 
uͤberſteigt; 

c) die in der Regel aus den betreffenden Maſſen 39 entnehmenden 
Koften eines durch Adjudikatoria beendigten Subhaſtations-Pro⸗ 

zeſſes 


Be 


zeſſes und der Kaufgelderbelegung, und des erbſchaftlichen Liqui⸗ 
dations⸗Prozeſſes, wenn und ſobald ſich eine Unzulänglichkeit des 

ö Vermögens zur Befriedigung der Glaͤubiger ergiebt. 

2) Mit der Einziehung anderer Koſten ſollen dieſelben waͤhrend der Dauer 

der Vormundſchaft verſchont bleiben, wenn und ſoweit dieſe nicht aus 
den nach Beſtreitung des Unterhalts und der Erziehung etwa uͤbrig 
bleibenden Ueberſchuͤſſen der Revenuͤen ihres Vermögens gedeckt werden 
koͤnnen. Sobald aus der am Schluſſe eines Jahres oder ſonſt gelegten 
Rechnung ſich ein ſolcher Ueberſchuß ergiebt, kann derſelbe zur Deckung 
der bis dahin entſtandenen Koſten, jedoch unter der Maaßgabe, daß 
daraus zunaͤchſt die noch nicht berichtigten baaren Auslagen zu entneh⸗ 
men ſind, verwendet werden. 

3) Wenn in Folge letztwilliger Verordnung, oder nach Provinzial⸗ oder 
Statutarrecht, oder nach beſonderen Vertraͤgen, der Mutter oder einem 
Dritten der Nießbrauch oder die von der Aufficht des Gerichts befreite 
Verwaltung des Vermögens zufteht, fo ift von dem vormundſchaftlichen 
Gerichte nach Vernehmung des Vormundes und nach billigem Ermeſſen 
iu ee ob und welcher Revenuͤenbetrag als Ueberſchuß anzu⸗ 
ehen iſt. f 
Wenn die Ermittelung deshalb unthunlich iſt, weil die Angabe des 
Vermögens von Demjenigen, welcher von Einreichung eines Inventars 
befreit iſt, verweigert wird, ſo findet die Erhebung der in der Vor⸗ 
mundſchaftsſache ſelbſt entſtandenen Koſten, nach Maaßgabe eines durch 
Arbitrium der Vormundſchaftsbehoͤrde und nach Vernehmung des Vor⸗ 
mundes feſtzuſtellenden Betrages Statt, vorbehaltlich einer kuͤnftigen 
Nachliquidation beim Fortfall des Hinderniſſes; andere Koſten find ſo—⸗ 
fort zu erheben. s 
5) Die geſtundeten Koften find nach beendigter Vormundſchaft zu erheben, 

dem geweſenen Pflegebefohlenen muß jedoch außer dem Bettzeuge, den 
Kleidungsſtuͤcken und Geraͤthſchaften, welche ihm zu feinem perjönlichen 
Gebrauch etwa ſchon verabfolgt oder angeſchafft ſind, ein reines Ver⸗ 
mögen von 50 Rthlrn. belaſſen und der demzufolge nicht einzuziehende 
Betrag ſeiner Koſtenſchuld muß niedergeſchlagen werden. 

6) Auf eine Stundung der Koſten koͤnnen weibliche Pflegebefohlene, ſobald 
fie ſich verheirathen, und diejenigen Pflegebefohlenen, hinſichtlich welcher 
die Vormundſchaft uͤber die Zeit der erlangten Großfaͤhrigkeit aus einem 
andern Grunde, als dem einer vorhandenen erheblichen Gemuͤthsſchwaͤche 
verlaͤngert wird, von dieſem Zeitpunkte an nicht ferner Anſpruch 


4 


— 


machen. 

7) Die Verjährung beginnt ruͤckſichtlich der von den Pflegebefohlenen zu 
bezahlenden Koſten erſt mit dem Ablauf desjenigen Jahres, in welchem 
die uͤber ſie gefuͤhrte Vormundſchaft beendigt iſt. 


. $ 8. 


In Ruͤckſicht auf die Verpflichtung der Parteien zur Zahlung von 
Koſtenvorſchuͤſſen wird Folgendes beſtimmt: 
(Nr. 3450.) 1) Für 
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1) Fuͤr alle Geſchaͤfte, mit welchen baare Auslagen verbunden ſind, iſt in 
der Regel ein zur Deckung derſelben ausreichender, vom Gerichte feſtzu⸗ 
ſetzender Vorſchuß zu erheben. Ausgenommen ſind nur Unterſuchungs— 
ſachen. f 

Wenn eine beſtimmte Partei oder Vermoͤgensmaſſe die Koſten oder einen 

gewiſſen Theil derſelben unter allen Umſlaͤnden tragen muß (z. B. in 

Konkurs- und Liquidations-Prozeſſen, Moratorienſachen, Provokationen 

auf Todeserklaͤrung und auf Aufnahme des Beweiſes zum ewigen Ge— 

daͤchtniß, ſowie bei C „ So iſt von denſelben in der 

Regel nicht blos zur Deckung der baaren Auslagen, ſondern auch bis 

zur Hälfte des für die Beendigung des ganzen Geſchaͤfts für fie anzu⸗ 

ſetzenden Koſtenbetrages, ein Vorſchuß zu a 

In allen Civil» Prozeffen, mit Ausſchluß der Mandats- und Bagatell- 

ſachen, iſt in erſter Inſtanz vom Kläger, in höherer Inſtanz von der 

das Rechtsmittel einlegenden Partei die Hälfte des für die Inſtanz zum 

98 zu bringenden Koſtenbetrages (H. 5. des Tarifs) in der Regel 

als Vorſchuß zu erheben. 

4) Ausländer find in der Regel in allen Prozeſſen anzuhalten, den ganzen 
für die anzutretende Inſtanz zum Anſatz zu bringenden Koſten etrag, 
und zwar in der erſten Inſtanz vor Einleitung derſelben, als Kaution 
beim Gericht zu erlegen. Von dieſer Kaution iſt aber Abftand zu neh— 
men, wenn die Partei ihr Unvermoͤgen, ſowie — beim Mangel einer 
ſchon beſtehenden Uebereinkunft — nachweiſet, daß dieſſeitige Unterthanen 
in dem fremden Staate dieſelbe Verguͤnſtigung geſetzlich genießen. 

5) Die Zuruͤckzahlung eines eingezahlten Koſtenvorſchuſſes findet nur inſoweit 
Statt, als derſelbe den bei Beendigung des Geſchaͤfts oder der Inſtanz 
zum Anſatz kommenden Koſtenbetrag uͤberſteigt; dem Einzahler ſteht im 
Uebrigen nur das Recht zu, von der zur Koſtenzahlung verurtheilten oder 
verpflichteten Partei die Erſtattung zu fordern. f 


2 


— 


3 


— 


. §. 9. . 

Die Gerichte haben kuͤnftig nicht mehr auf Kompenſation der zur Kaffe 

einzuziehenden Koſten zu erkennen, ſtatt deren vielmehr das Verhaͤltniß, in wel⸗ 

chem die verſchiedenen Parteien zum ganzen Betrage derſelben beizutragen ha- 

ben, 32 beſtimmen, oder dem einen Theil die Zahlung einer beſtimmten Summe 
als Beitrages aufzuerlegen. 5 


H. 10. 


Die Gerichtskoſten werden in der Regel erſt bei der Beendigung des 
Geſchaͤfts — in Civil⸗Prozeſſen bei Beendigung der Inſtanz — Denjenigen in 
Rechnung geſtellt, welchen dieſelben durch gerichtliche Entſcheidung zur Laſt ge⸗ 
legt ſind, oder, wenn eine ſolche Entſcheidung nicht erfolgt, Denjenigen, welche 
die Thaͤtigkeit des Gerichts für das Geſchaͤft, Für welches die Koften anzu 
ſetzen ſind, in Anſpruch genommen haben, oder in deren Intereſſe daſſelbe von 
Amtswegen eingeleitet iſt. 

f Es 
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Es treten dabei jedoch folgende naͤhere Beſtimmungen ein: 

1) In Civil⸗Prozeſſen find die Koſten, 

a) wenn das Mandatsverfahren eingeleitet wird, in dem Betrage, 
welcher, wenn kein kontradiktoriſches Verfahren erfolgt, anzuſetzen 

‚At, von dem Kläger einzuziehen und ſofort bei Erlaſſung des 
Mandats zum Anſatz zu bringen, * 

b) wenn die Sache durch Entſagung beendigt iſt, fo find die Koſten 
der Inſtanz von derjenigen Partei, welche der Klage oder dem 
Rechtsmittel entſagt hat, ; 

c) wenn die Sache durch Vergleich beendigt iſt, von derjenigen Par⸗ 
tei, welche die Koſten uͤbernommen hat, oder nach Wahl der 
Kaſſen⸗Verwaltung von jedem Theile zur Hälfte einzuziehen, 

d) wenn auf einen Eid erkannt iſt, und gegen das Erkenntniß ein 
Rechtsmittel eingelegt wird, ſo ſind die Koſten, inſoweit deren 
Tragung von Ableiſtung des Eides abhaͤngig gemacht iſt, gleich— 
falls von jedem Theile zur Haͤlfte, 

e) in der Exekutions-Inſtanz von dem Exekutionsſucher einzufordern, 

) in den nach der Verordnung vom 21. Juli 1849., Geſetz-Samml. 
S. 307., verhandelten Prozeſſen werden, wenn die Verhandlungen 
auch ohne Entſagung auf unbeſtimmte Zeit beruhen bleiben oder 
auf Antrag der Parteien auf laͤngere Zeit als ſechs Monate 
ausgeſetzt werden, die Koſten wie im Falle des Vergleichs erho- 
ben. Bei Wiederaufnahme der Verhandlungen kommen dieſelben 
jedoch auf die bei Beendigung der Inſtanz anzufeßenden Koſten 
in Anrechnung. 

2) Die bei Auktionen, Nachlaß-Regulirungen, Depoſital-Geſchaͤften ent⸗ 
ſtehenden Koſten, die des Subhaſtations- und Kaufgelderbelegungs- 
Verfahrens, die Kommunkoſten in Konkurs- und Liquidations-Prozeſſen 
und die Koſten der Sequeſtration und Adminiſtration ſind in der Regel 
aus den betreffenden Maſſen zu entnehmen. 

3) In Vormundſchafts- und Kuratelſachen, inſoweit letztere nicht lediglich 

mit der Abwickelung eines einzelnen Geſchaͤfts beendigt werden, ſind die 
vom Kapital⸗Vermoͤgen der Pflegebefohlenen nach dem Tarif F. 42. zu 
erhebenden Saͤtze bei Beendigung der Vormundſchaft oder Kuratel, die 
von den Revenuen nach H. 43. des Tarifs zu erhebenden aber am 

Schluſſe eines jeden Jahres, in welchem dieſelben faͤllig werden, wenn 

aber eine Rechnungslegung beim vormundſchaftlichen Gericht ſtattfindet, 

nach Eingang und Abnahme der Rechnung zu liquidiren. 

Wenn bei inehrfeitigen Verträgen eine Partei, welche wegen Armuth 

oder aus anderen Gruͤnden zur Zahlung von Koſten nicht angehalten 

werden kann, ſolche uͤbernimmt, ſo kann ſich die Kaſſe wegen der Haͤlfte 
des ganzen Koſtenbetrages an die andere halten, von dieſer auch die an— 
dere Haͤlfte des Werthſtempels erheben, inſoweit nicht eine gefeeliche 

Stempelfreiheit entgegenſteht ($. 3. i. und Tarif „Lieferungs⸗Vertraͤge“ 

des e vom 7. Maͤrz 1822., Geſetz-Sammlung S. 38. 

und 82,). f ' 

Jahrgang 1851, (Nr, 3450.) 86 5) Ob 
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5) Ob und inwieweit mehrere Theilnehmer, welche auf Seiten einer Partei 
ſtehen, z. B. Litiskonſorten, für die, die Partei treffenden Koſten ge- 
meinfchaftlich, ſolidariſch oder nur nach Verhaͤltniß ihres Antheils haf— 
un I lediglich nach den Grundſaͤtzen des materiellen Rechts zu bes 
urtheilen. 


1 H. 11. 


Bei Berechnung des Werths des Objekts ſind im Allgemeinen folgende 
Beſtimmungen maaßgebend: ö 


1) Der Werth des Gegenſtandes eines Rechtsſtreits wird durch den Kapi⸗ 
talswerth deſſelben und die ruͤckſtaͤndigen Nutzungen, Zinſen und Fruͤchte 
beſtimmt, ſoweit der urſpruͤngliche oder im Laufe der erſten Inſtanz ver⸗ 
aͤnderte Klageantrag darauf gerichtet iſt, oder die Nutzungen, Zinſen und 
Fruͤchte von Amtswegen zuerkannt werden muͤſſen. i 

Der Zeitpunkt, bis zu welchem die ruͤckſtaͤndigen Nutzungen, Zinſen 
und Fruͤchte zu berechnen ſind, wird durch den Tag der Einreichung der 
Klage und wenn eine ae ene derſelben verfuͤgt worden, durch 
den Tag der Einreichung der vervollſtaͤndigten Klage beſtimmt. 

Dagegen bleiben von der Berechnung ausgeſchloſſen: 

a) die Nutzungen, Zinſen und Fruͤchte, welche erſt während des Pro— 

zeſſes aufgelaufen oder entſtanden ſind, 0 
b) die während des Prozeſſes entſtandenen Schäden und Koſten, ſo⸗ 
wie alle im Werthe des ſtreitigen Gegenſtandes eingetretenen Ver 
aͤnderungen. 5 
Bei Einlegung eines Rechtsmittels wird außerdem von der 
Berechnung ausgeſchloſſen, was in dieſem Zeitpunkt unter den 
m prozeßfuͤhrenden Parteien nicht mehr ſtreitig iſt. 5 

2) Die Berechnung wird in Preußiſchem Silbergelde angelegt. Preußiſches 
Gold wird zu dem Werthe, wozu es in Unſeren Kaſſen angenommen 
wird, fremdes Gold nach dem Tages-Kurſe berechnet. Bei Vergleichung 
anderer fremder Geldſorten mit Preußiſchem Gelde wird die von dem 
Staats⸗Miniſterium unter dem 27. November 1821. (Geſetz-Sammlung 
S. 190.) bekannt gemachte Tabelle zum Grunde gelegt. Wer ein von 
dieſer Tabelle abweichendes Verhaͤlkniß behauptet, muß daruͤber den 
Beweis fuͤhren. N | 

3) Bei wiederkehrenden immerwaͤhrenden Nutzungen wird der fuͤnfundzwan⸗ 
zigfache, bei Nutzungen, deren kuͤnftiger Wegfall gewiß, deren Dauer 
aber unbeſtimmt iſt, der zwoͤlfundeinhalbfache Betrag einer Jahresleiſtung 
als deren Kapitalswerth angenommen. Auf eine beſtimmte Zeit einge⸗ 
ſchräͤnkte periodiſche Nutzungen werden für die ganze Zeit ihrer Dauer 
zuſammengerechnet, jedoch nur ſoweit, daß der Kapitalswerth der immer⸗ 
waͤhrenden Nutzungen niemals uͤberſchritten werden darf. 

Ruͤckſtaͤnde periodiſcher Nutzungen werden jederzeit engen 
net. Sie treten dem Kapitalswerkhe hinzu, wenn die Nutzungen ſelbſt 
mit den Ruͤckſtaͤnden Gegenſtand des Prozeſſes find. 93 

4) In 
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4) In Ruͤckſicht auf ſolche Gegenſtaͤnde, die Feiner Schaͤtzung nach Gelbe 
fähig find, wird Folgendes beſtimmt: 

a) Der Koſtenanſatz erfolgt in der Regel wie bei Gegenſtaͤnden, die 
einen Werth von 400 Rthlrn. haben, bei wichtigeren Angelegen⸗ 
heiten wie bei Gegenſtaͤnden von 1000 Rthlrn. und bei minder 
wichtigen wie bei Gegenfländen von nur 100 Rthlrn. Werth. 

b) Wenn mit einem unſchaͤtzbaren Anſpruch ein daraus hergeleiteter, 
in Gelde zu ſchaͤtzender Anſpruch (3. B. auf beſtimmte Alimente) 
verbunden iſt, ſo iſt nur ein Anſpruch und zwar der hoͤhere 
maaßgebend. N 

c) Dieſe Beſtimmungen finden auch auf Injurien⸗Prozeſſe Anwen⸗ 
dung, jedoch ſind die vor Einzelrichtern verhandelten und entſchie⸗ 
denen wie Prozeſſe, welche ein Objekt von 100 Rthlrn. betreffen, 
zu taxiren. f 

d) Grundgerechtigkeiten, welche auf beſtimmte Nutzungen gerichtet 
find (Allg. Land⸗Recht Thl. I. Tit. 22. $. 80. seq.), werden 
nicht zu den unſchaͤtzbaren Objekten gerechnet, ihr Werth wird 
durch den Betrag der zu veranſchlagenden Nutzungen oder durch 
den Nachtheil beſtimmt, welchen die Belaſtung fuͤr das dienende 
Grundſtuͤck hat. Wenn ſich für das herrſchende Grundſtuͤck ein 
anderer Werth, als fuͤr das dienende ergiebt, ſo iſt der hoͤhere 
maaßgebend. N : 

e) Wenn bei anderen Grundgerechtigkeiten weder das herrſchende, 
noch das dienende Grundſtuͤck einen nach den Beſtimmungen sub a. 
beim Koſtenanſatz zum Maaßſtab zu nehmenden Werth erreicht, 
ſo iſt der Werth desjenigen Grundſtuͤcks, welches den hoͤchſten 
Werth hat, maaßgebend. et 

f) In allen Fallen kommt aber auch bei geringfügigen Grundgerech⸗ 
tiafeiten und Servituten mindeſtens der bei Gegenſtaͤnden, die 
über 50 Rthlr. werth ſind, nach dem Tarif anzuſetzende Koſten⸗ 

| betrag zum Anſatz. 

5) Der Werth des Gegenſtandes jeder andern Rechtsangelegenheit wird in 
analoger Anwendung dieſer Grundſätze (1. bis 4.) berechnet, nur inſo⸗ 
fern bei einzelnen Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Stempelgeſetzes hinſichts des Stempelbetrages eine an⸗ 
dere Berechnung Statt hat, iſt dieſe auch fuͤr die Gerichtskoſten maaß⸗ 
gebend. ' 

§. 12. 
Die Ermittelung und Feſtſtellung des Werths erfolgt in allen Fallen 
durch den Richter unter folgenden naͤheren Beſtimmungen: 

1) Mit jeder Klage und Widerklage muß die Angabe des Werths des 
Streitgegenſtandes, wenn dieſer nicht in einer in ſich beſtimmten Geld: 
forderung beſteht, verbunden werden, ebenſo mit der Einfuͤhrung jedes 
Rechtsmittels, wenn daſſelbe nur einen Theil des Streitgegenſtandes 
der vorigen Inſtanz betrifft. | 

(N.. 8450,) 86 * 2) Wenn 


2) Wenn der Gegentheil dieſer Angabe nicht in der zur Beantwortung der 
Klage oder der Einfuͤhrungsſchrift geſtatteten Friſt widerſpricht, ſo bleibt 
dieſelbe ohne ſpaͤtere Zulaſſung des Beweiſes eines hoͤhern oder min- 
dern Werths fuͤr den Anſatz der Koſten maaßgebend. 

3) Einigen im Falle des Widerſpruchs die Parteien ſich bei der folgenden 
Verhandlung vor dem Richter nicht, ſo iſt, wenn die Sache noch in 
erſter Inſtanz ſchwebt, die etwa nothwendige Aufnahme des Beweiſes 
ſofort zu veranlaſſen, und danach der Werth durch eine Reſolution feft- 
zuſtellen. Wenn aber die Sache nicht mehr in erſter Inſtanz ſchwebt, 
ſo iſt zu unterſcheiden, ob von der Feſtſtellung des Werths zugleich die 
Zulaſſung des Rechtsmittels abhaͤn ig iſt oder nicht; im erſteren Falle 
erfolgt die Ermittelung und Feſtſtellung durch den Richter der hoͤheren 
Inſtanz, im anderen Falle wird dieſelbe bei Remiſſion der Akten nach 
Entſcheidung der Hauptſache dem Richter erſter Inſtanz uͤberwieſen. 

Wird über den ſtreitigen Werth Beweis angetreten, fo iſt die Ver⸗ 

anſchlagung nach den allgemeinen Vorſchriften über Aufnahme gerichtli⸗ 
cher Taxen zu veranlaſſen, jedoch mit folgenden Modifikationen: 

a) Leiſtungen, deren Werth ſich nur nach jahrlichen Durchſchnitten 
beſtimmen laͤßt, ſind nach den Grundſaͤtzen der fuͤr die betreffen⸗ 
den Landestheile geltenden Abloͤſungs-Ordnungen zu veranfchla= 
gen, und foll dieſerhalb, wenn eine Partei es verlangt, ein Gut⸗ 

achten der Auseinanderſetzungs-Behoͤrde eingeholt werden. 

b) Der Werth von Bergwerks-Antheilen iſt nach dem Gutachten des 
Ober⸗Bergamts der Provinz anzunehmen. 

c) Auf den außerordentlichen Werth iſt bei der Abſchaͤtzung nur dann 
Ruͤckſicht zu nehmen, wenn derſelbe Gegenſtand des Streits iſt. 

4) Gegen die Reſolution des Richters erſter Inſtanz, in welcher zugleich 
uͤber die Koſten der etwa ſtattgehabten e zu entſcheiden, findet 
der Rekurs an die vorgeſetzte Inſtanz unter denſelben Bedingungen, wie 

egen Entſcheidungen im Bagatell⸗Prozeſſe, Statt. 

5) Fehlt die erforderliche Angabe des Wertßs in der Klage oder in der 
er hen Widerklage, ſo iſt deren Vervollſtaͤndigung in der Regel vor 
der Einleitung anzuordnen. In allen anderen Faͤllen aber iſt die man⸗ 
7 Erklaͤrung von dem Richter nachtraͤglich zu erfordern und wenn 

ieſe in der zu beſtimmenden Friſt nicht erfolgt, die Ermittelung unter 
Zuziehung der Parteien, ſoweit dieſelben dabei betheiligt ſind, durch Ver— 
Ina von Sachverſtaͤndigen oder auf ſonſt geeignete Weiſe zu ver: 
anlaſſen. 

6) Bei unſchaͤtzbaren Gegenſtaͤnden tritt lediglich das Arbitrium des Rich— 
ters nach H. 11. ein. ü 

7) In allen Fallen, in welchen die Sefifiellung des Werths nicht auf einer 
Ermittelung oder auf dem Arbitrium des Richters, ſondern blos auf 
einer Angabe der Parteien beruht, bleibt es der Kaſſen⸗Verwaltung uͤber⸗ 
laſſen, behufs Nachweiſung eines höheren, bei Anſetzung der Koſten zum 
Grunde zu legenden Werthes eine nahere Ermittelung beim Gerichte zu 
veranlaſſen. 

H. 13. 
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H. 13. 


Beſchwerden wegen unrichtigen Anſatzes der Koſten nach dem Tarif und 
wegen verweigerter Stundung oder Niederſchlagung werden im Aufſichtswege, 
demnach ſchließlich durch den Juſtiz-Miniſter erledigt. 


§. 14. 


Wenn in einer und derſelben Rechtsangelegenheit bei mehreren Gerichten 
Verhandlungen ſtattgefunden haben, fo find die Koſten doch immer nur bei 
demjenigen Gericht, bei welchem die Rechtsangelegenheit ſelbſt anhaͤngig iſt, zu 
liquidiren; wenn in Prozeſſen ein ſubſtituirtes oder ein Gericht hoͤherer Inſtanz 
erkannt hat, ſo werden die Koſten bei dem Gericht erſter Inſtanz, wel die 
Akten nach erfolgter Entſcheidung wieder zugehen, liquidirt; wenn die Bearbei- 
tung einer bei einem Gerichte eingeleiteten Rechtsangelegenheit vor deren Been— 
digung ganz auf ein anderes Gericht uͤbergeht, ſo kommen die Koſten, ſoweit 
ſolche bei jenem vor dem Uebergange noch nicht liquidirt ſind, ganz bei dem 
letzteren zum Anſatz. Baare Auslagen werden bei dem Gericht, bei welchem 
dieſelben entſtanden ſind, zwar definitiv in Ausgabe, aber nur bei der Kaſſe 
desjenigen Gerichts, bei welcher die uͤbrigen Koſten liquidirt werden, a conto 
der Partei in Rechnung geſtellt, ohne daß eine Erſtattung aus der einen Kaſſe 
an die andere ſtattfindet. N 


$. 15. 
Jede Koſtenforderung giebt einen Titel zum Pfandrecht auf die dem 
Schuldner gehoͤrigen Immobilien. 


$. 16. 


Der Verbrauch des Stempelpapiers bei den Gerichten hoͤrt auf. Die 
Stempelbetraͤge, deren Erhebung der Tarif noch beibehaͤlt, werden wie Gerichts— 
koſten verrechnet, auch in allen übrigen Beziehungen, insbeſondere in den Faͤl⸗ 
len $$. 4. bis 6. als Gerichtskoſten behandelt. Wo der Tarif nicht ausdruͤck— 
lich die Erhebung von Stempelbetraͤgen anordnet, findet eine ſolche auch nicht 
mehr Statt. 


1 
Alle baare Auslagen werden nach ln Feſtſtellung ſofort definitiv 


verausgabt, die Kalkulatur⸗Gebuͤhren erſt nach ihrem Eingehen. Nur dieſe wer— 
den daher in der Einnahme beſonders verrechnet und kontrolirt. 


H. 18. 


Die ausſchließliche oder auch nur theilweiſe Anweiſung einzelner Beam⸗ 
ten auf ſelbſtverdiente Gebühren ſtatt Beſoldung findet mit Ausnahme der Kal- 
kulatoren nicht ferner Statt, namentlich nicht die der Gerichtsboten und Exeku⸗ 
toren auf Meilengelder und Exekutions-Gebuͤhren. 

(Nr. 3450) §. 19. 
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$. 19. | 


Für die den Austritt aus der Kirche und die Führung der Civilſtands⸗ 
hben, betreffenden Akte werden vorläufig noch die bisherigen Gebühren fort: 
erhoben. 

Die bisherigen Examinations- und Introduktions-Gebuͤhren ſind bis zum 
Erlaß neuer N daruͤber fort zu beziehen. 

0 Die Sukkumbenz⸗Strafen fallen fort und darf darauf nicht mehr erkannt 
werden. 


§. 20. 

„Alle bisherige dieſem Geſetz und dem ihm angehängten Tarif zuwider⸗ 
laufende Beſtimmungen, namentlich alle Tax-Ordnungen und darauf bezuͤgliche 
Vorſchriften, ſoweit fie diejenigen Gerichte betreffen, für welche dieſe Verord— 
nung maaßgebend iſt (H. 1.), find aufgehoben. 

$. 21. 
Wenn in einer am 1. Januar 1852. noch nicht beendigten Rechtsange⸗ 
legenheit oder Inſtanz die Koſten oder Stempel bereits theilweiſe zum Anſatz 


gekommen ſind, ſo kommt deren Betrag auf die nach dem neuen Tarif zu liqui⸗ 
direnden Koſten in Abzug. 


$. 22. 
Der Juſtiz⸗Miniſter iſt mit Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt und 


hat insbeſondere die behufs Regulirung der Buchführung und der Kaſſen— 
Verwaltung erforderlichen Inſtruktionen zu erlaſſen. 


Tarif. 
Vorbemerkungen. 


I. Ba Berechnung der Koſten nach den Saͤtzen des Tarifs, welche fuͤr 
Beträge von je 1, 10, 25, 50, 100, 200, 500, 1000 und 2000 Rthlr. 
beftimmt find, werden auch für die nur angefangenen Beträge die vollen 
Saͤtze berechnet. n 

II. Die Erhebung der Koſten erfolgt in Thalern und Silbergroſchen. Ueber— 
ſchießende Pfennige werden, wenn fie unter ! Silbergroſchen betragen, 
nicht in 1 Ab betragen fie z Silbergroſchen oder mehr, fo 

wird ein voller Silbergroſchen erhoben. 

III. Jedem vollen Thaler eines zu erhebenden Koſtenbetrages werden noch 
ſechs Silbergroſchen zugeſchlagen. Dieſer Zuſchlag wird nicht erhoben 
von den Koſten für Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit (H. 16, bis A 

eben 


eben fo. wenig von den Nebenkoſten (SS. 24. Nr. 4. und 61. bis 67.). 
Die Ermäßigung oder Aufhebung deſſelben ſoll eintreten, ſobald das 
Berhältniß der Staats-Einnahmen es geſtattet. 


Erſter Abſchnitt. 
Koften für Handlungen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. 


I. Zurückgewieſene Klagen und Rechtsmittel, Beſchwerden u. ſ. w. 


H. 1. 

A. Kür die Aufnahme von Klagen, Geſuchen und Anträgen wird nicht 
beſonders Ae fuͤr die Zuruͤckweiſung einer Klage, eines Rechtsmittels, eines 
nicht zum Betriebe der unbeendigten Inſtanz gehörigen Antrages, einer Be⸗ 
ſchwerde über die Gebuͤhren-Liquidation des Rechtsanwalts oder Notars, ſowie 
in allen Fällen, „wenn eine Klage zwar mitgetheilt, aber vor Eingang der 
Klagebeantwortung zuruͤckgenommen, oder wenn eine Klage zwar angemeldet, 
aber nicht im Anſchluß an dieſe Anmeldung wirklich erhoben wird, und wenn 
ein Rechtsmittel zwar angemeldet, aber nicht eingefuͤhrt wird, ebenſo fuͤr ge⸗ 
richtliche Aufkuͤndigung von Kapitalien, Miethen u. ſ. w., fuͤr Zahlungs-Auf⸗ 
forderungen wegen Erſtattung außergerichtlicher Koſten, für Attefte der Rechte: 
kraft von Erkenntniſſen und andern nach völliger Beendigung der Sache aus 
15 Prozeß⸗ Akten ertheilten Beſcheinigungen oder Ausfertigungen iſt zu er: 

eben: 
1) von dem Betrage bis zu 100 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 23 Sgr., jedoch 

nicht unter 5 Sgr., n 

2) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 13 Sgr., 
3) von dem Mehrbetrage von je 50 Rthlr.: 5 Sgr. bis zu einem hoͤchſten 
Satz von 4 Rthlr. 
§. 2. 
B. Fuͤr Beſcheide der höheren Inſtanz auf 00 befundene Be⸗ 


ſchwerden wird der Satz A. noch um die Haͤlfte erhöht, jedoch nicht unter 
10 Sgr. uͤberhaupt angeſetzt. 


II. Im Mandatsverfahren. 


N H. 3. 
Fuͤr das ganze Mandatsverfahren einſchließlich der Benachrichtigung des 
Klägers uͤber die erfolgte Inſinuation des Mandats werden erhoben: 


1) von dem Betrage bis zu 100 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 5 Sgr., 
2) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. von je 10 le: 1 Sgr., 
3) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 74 Sgr., 
4) von dem isch bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 10 Sgr., 
5) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 23 Sgr. 

(Nr, 3450.) f Pr Wenn 
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Wenn Einwendungen gegen das erlaſſene Mandat erhoben werden, fo 
ſind die Koſten des einzuleitenden Prozeſſes nach den folgenden Saͤtzen — 
sub. III. — zu erheben; es kommen darauf aber die nach obigen Beſtimmun⸗ 
gen fuͤr das Mandatsverfahren bereits zum Anſatz gebrachten Koſten in Abzug. 

Wenn die Einwendungen nur gegen einen Theil der eingeklagten Forde⸗ 
rung gerichtet ſind, ſo kommt ſo viel in Abzug, als weniger für das Mandats⸗ 
verfahren hätte angeſetzt werden muͤſſen, wenn der beſtrittene Theil der Forde⸗ 
rung nicht mit eingeklagt waͤre. N 


III. In Prozeſſen mit Ausſchluß der unten genannten beſonderen 
ö f Prozeſtarten. N 


H. 4. 
A. Wenn der Prozeß durch Kontumazialbeſcheid, Agnitionsreſolut, Ver⸗ 
gun oder nach erfolgter Klagebeantwortung in erfter Inſtanz, nach erfolgter 
infuͤhrung des Rechtsmittels in hoͤherer Inſtanz durch Entſagung beendigt 
wird, oder der in Bagatellſachen angebrachte Rekurs ohne Mittheilung ver- 
worfen wird, ſo iſt fuͤr die Inſtanz zu erheben: f 
1) von dem Betrage bis 50 Rthlr. einſchließlich von jedem Thaler: 1 Sgr., 
jedoch nicht unter 5 Sgr., 
2) von dem Mehrbetrage bis zu 150 Kthlr. von je 10 Rthlr.: 10 Sgr., 
3) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 1 Rthlr., 
4) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 1 Rthlr., 
5) von dem Mehrbetrage bis zu 20,000 Rthlr. in erſter Inſtanz von je 
200 Rthlr., in hoͤherer Inſtanz von je 500 Rthlr.: 1 Rthlr., 
6) von dem N in erſter Inſtanz von je 1000 Rthlr., in hoͤherer 
Inſtanz von je 2000 Rthlr.: 1 Rthlr. 


H. 5. 

B. Wenn auf kontradiktoriſche Verhandlung erkannt oder in Bagatell⸗ 
ſachen erſt nach Mittheilung der Rekursſchrift eine Entſcheidung erfolgt iſt, ſo 
wird der Satz zu A. doppelt erhoben. In Injurienſachen wird dieſer Satz 
auch dann genommen, wenn die der Entſcheidung zu Grunde liegenden That: 
ſachen zugeſtanden oder in contumaciam für zugeſtanden angenommen find. 

N In allen Prozeſſen, in welchen nach F. 13. der Verordnung vom 21. 
Juli 1846. (Geſetz Sammlung S. 295.) ein abgekuͤrztes Verfahren ſtattfinden 
muß, wird der Satz A. nur um die Haͤlfte erhöht; ebenſo in den nach SS. 37. 
und 77. der Verordnung vom 24. Juli 1849. (Geſetz- Sammlung S. 316. 
35 75 zu verhandelnden Wechſel-, Arreſt-, Baus, Poſſeſſorien- und Mieths⸗ 

rozeſſen. | | 


H. 6. 

C. Wenn eine Beweiſesaufnahme angeordnet iſt und ſtattgefunden hat, 
fo wird ſowohl im Falle des Vergleichs als auch des Erkenntniſſes für die 
Inſtanz, in welcher die Beweiſesaufnahme ſtattgefunden hat, der ad A. oder B. 
zu liquidirende Satz in den Prozeſſen uͤber ein Objekt von nur 50 „ und 
* * arun⸗ 


— WE 
darunter um die Halfte des Satzes A., in allen übrigen Prozeſſen um den 
vollen Satz A. erhoͤht. Dabei wird jedoch in den Prozeſſen, deren Gegenſtand 
mehr als 50 Rthlr. betraͤgt, wenn die Beweiſesaufnahme nur einen Theil des 


Prozeßobjekts betrifft, auch nur der Betrag: dieſes Theils der Berechnung zu 
Grunde gelegt. 


a . H. 7. 

Fuͤr die Abnahme nothwendiger Eide und die Abfaſſung der Purifika⸗ 
toria, fuͤr die in Prozeſſen vorkommenden Nominationen, Litis-Denunziationen, 
akzeſſoriſchen Interventionen und Aſſiſtenzleiſtungen werden keine Gerichtskoſten 
angeſetzt; bei uneigentlichen Rekonventionen nur nach dem hoͤchſten Objekt. 


3 H. 8. 


D. Wenn bei Erlaſſung des Erkenntniſſes ein Theil des urſpruͤnglichen 

Klage⸗ oder Beſchwerde-Petiti nicht mehr ſtreitig iſt, — ſei es, weil derſelbe 
durch Vergleich oder Entſagung abgemacht oder anerkannt iſt, — ſo werden 
8 a für jeden Theil des Anſpruchs nach feinem Betrage beſonders 
erechnet. 
Bei unſchaͤtzbaren Objekten tritt dieſe Beſtimmung jedoch nur inſofern 
ein, als ruͤckſichtlich des durch Erkenntniß zu entſcheidenden Theils des An⸗ 
ſpruchs uͤberhaupt eine niedrigere Kolonne (F. 11. Nr. 4. a. des Geſetzes) zu 
arbitriren iſt, als für den urſpruͤnglichen Anſpruch. In allen Fallen dürfen 
die Koſten nicht höher berechnet werden, als nach dem ungetheilten Objekt. 


IV. Bei beſonderen Prozeßgarten. 


Mr 9. 


A. Fuͤr eine Beweiſesaufnahme zum ewigen Gedaͤchtniß, in Diffamations⸗ 
und Provokations-Prozeſſen (Allg. Gerichts-Ordnung Thl. I. Tit. 32.); fuͤr 
die Verhandlung ſchleuniger Arreſtſachen, welche nicht mit der Hauptſache du 
gleich verhandelt werden (Allg. Gerichts: Ordnung Thl. I. Tit. 29. Hp. 30. bis 
40.); für die Regulirung eines Interimiſtikum, welche in beſonderen Verhand— 
lungen erfolgt; für die Verhandlung von Depoſttions-Antraͤgen (Allg. Land⸗ 
recht Thl. I. Tit. 16. HH. 214. u. ff.) bei verſtatteter Depoſition; in den auf 
Todeserklaͤrung gerichteten Prozeſſen, ſowie in Aufgebots- und Amortiſations⸗ 
ſachen; endlich in jeder anderen beſonderen Art prozeßrichterlichen Verfahrens, 
welches, ohne eigentlicher Prozeß zu fein, eine richterliche Feſtſetzung oder Ent: 
e bezielt, und wofuͤr in dieſem Tarif nicht beſondere Beſtimmungen ge⸗ 
troffen ſind, kommt fuͤr das ganze Verfahren nur der einfache Satz zub III. 
A. zur Anwendung; in den Aufgebots- und Amortiſationsſachen für jedes auf⸗ 
wenn Objekt (deſſen Werth bei Objekten über 100 Rthlr. wie bei unfchäg- 

aren Gegenſtaͤnden zu beſtimmen iſt), und mit der . m daß fuͤr die 
dabei eintretenden Spezial-Prozeſſe die Koſten nach den Beſtimmungen der 
$$. 4. bis 8. beſonders zu berechnen find. * 
Jahrgang 1851. (Nr, 3450.) H. 10. 
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$. 10. 


B. Diefer Satz (III. 4.) wird auch für die Verhandlung eines nach— 
geſuchten Generalmoratorü, der cessio bonorum, des Prozeſſes über Eroͤff— 
nung eines Konkurſes und eines nach erfolgter Entſcheidung der Hauptſache 
beſonders verhandelten Spezialmoratorii erhoben. Derſelbe wird nach dem Ge— 
ſammtbetrage der Forderungen der dabei betheiligten Glaͤubiger berechnet. 

Wenn gegen das Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt wird, ſo kommen 
fuͤr die Verhandlung und Entſcheidung daruͤber die naͤmlichen Sätze, wie im 
gewohnlichen Prozeſſe, zur Anwendung. 

§. 11. 
C. In Subhaſtations-Prozeſſen wird 
4) für das ganze Verfahren einſchließlich der bei dem Hypothekenbuch zu 
veranlaſſenden Eintragungen und Ausfertigungen bis zur Abfaſſung der 
Adjudikatoria — dieſe ausgeſchloſſen — erhoben: ö 
a) von dem Betrage des Werths der Grundſtuͤcke bis 100 Rthlr. 
einſchließlich von jedem Thaler: 14 Sgr., 1955 ' 
b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einfchließlich von je 
10 Rthlr.: 72 Sgr., 1 
c) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 15 Sgr., 
d) von dem Mehrbetrage bis zu 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
noch 10 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr. 
2) Wenn die Subhaſtation vor Aufnahme der Taxe aufgehoben wird, fo 
wird nur 3, wenn zwar nach Aufnahme der Taxe, aber vor Abgang 
der Vorladungen zum Lizitationstermine: 3 erhoben. N 
3) Fur eine fortgeſetzte Subhaſtation nach ſchon abgehaltenem Lizitations— 
Termine wird 3 des ganzen Satzes ad 1. erhoben. 
4) Fuͤr die Adjudikatoria und alle auf Grund derſelben zu erlaſſende Ver: 
. 0 ungen, ausſchließlich der zur Kaufgelderbelegung gehoͤrigen, wird er— 
oben: 
a) von dem Betrage bis zum Werthe von 200 Rthlr.: 1 Sgr. von 
jedem Thaler, N 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: noch 


5 r. f 
c) um —— Mehrbetrage bis zu 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 


€ r., 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 1 Rthlr. 

5) Fuͤr das Kaufgelderbelegungs-Verfahren, einſchließlich der auf Grund 
deſſelben zu ertheilenden Ausfertigungen und Loͤſchungen beim Hypothe⸗ 
kenbuch, jedoch ausſchließlich der Eintragung etwaiger Kaufgelder⸗Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde und des Aufgebots: Verfahrens (Verordnung vom 21. Oktober 
1838., Geſetz⸗-Sammlung S. 498.) wird erhoben: 

a) von dem Betrage bis zum Werthe von 200 Ahle: 1 Sgr. 
vom Rthlr., 
b) von 
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b)' 220 dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: noch 
r., 
c) son Sm Mehrbetrage bis zu 2000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
1 N 


gr., 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr. 

6) Wenn in einem und demſelben Verfahren mehrere Grundſtuͤcke zur Sub⸗ 
haſtation gezogen werden, ſo ſind die Saͤtze, im Fall der Aufhebung des 
Verfahrens vor erfolgtem Zuſchlage nach der zuſammenzurechnenden 
Summe des Werths aller Grundſtuͤcke, andernfalls aber von jedem 
Grundſtuͤcke, welches nicht als Pertinenz eines andern oder uͤberhaupt 
mit andern in einer Summe verkauft wird, beſonders zu berechnen. 

Die Betraͤge ſind nach dem Lizitationspreiſe, wenn es aber nicht zur 
Lizitation kommt, nach dem Taxwerthe, und wenn es auch nicht zur 
Aufnahme der Taxe gekommen, nach den letzten Erwerbspreiſen oder 
dem ſonſt zu ermittelnden Werthe zu beſtimmen. f 


H. 12. 


D. In Konkurs- und erbſchaftlichen Liquidations-Prozeſſen wird erhoben: 

1) Fuͤr das Verfahren zur Feſtſtellung der einzelnen Liquidate ſind, je nach⸗ 

dem dieſelben zur Inſtruktion gelangen oder nicht (Allg. Gerichts⸗Ord⸗ 
nung Thl. I. Tit. 50. $$. 125. und 127.), als Koſten der Liquidation 
die Säge III. B. oder III. A. (H. 5. Alinea 1., $$. 4. und 8.), jedoch 
nur zur Haͤlfte zu erheben, im Falle einer damit verbundenen Beweiſes⸗ 
aufnahme außerdem noch der Satz III. C. (F. 6.). 

Wenn gegen das Klaflifikationgs oder Diſtributions⸗Erkenntniß ein Rechts⸗ 
mittel eingelegt wird, ſo kommen fuͤr die Verhandlung und Entſcheidung 
N die naͤmlichen Saͤtze, wie in gewoͤhnlichen Prozeſſen, zur An⸗ 
wendung. 

3) Für die Ronflituirung der Paſſivmaſſe im Allgemeinen, einſchließlich des 
Klaſſifikations⸗Erkenntniſſes und deſſen Publikation iſt nach dem Betrage 
der Aktiomaſſe zu erheben: 

a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 15 Sgr., 

b) . Mehrbetrage bis zu 2000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
24: thlr., ! x 

c) son Her Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr., von je 100 Rthlr.: 
1 Rthlr., 

d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 15 Sgr. 

4) Für die Konſtituirung der Aktivmaſſe, einſchließlich der Depoſital⸗Ver⸗ 
waltung, des Diſtributions-Erkenntniſſes und der Diſtribution, jedoch 
ausſchließlich der beſonderen Koſten der Auktion und Sequeſtration, kom⸗ 
men dieſelben Säge zur Anwendung. 

5) Wenn der Prozeß durch Vergleich oder Ben vor Erlaſſung der 
Klaffififatoria beendigt wird, fo kommt nur die Halfte dieſer Saͤtze 
(3. und 4.) zur Anwendung, der Satz zu 4. wird auch dann nur zur Haͤlfte 
erhoben, wenn vor Anfertigung des Diſtributionsplanes die Beendigung 
durch Vergleich oder Verzicht erfolgt. 

G 31800 f * 6) Die 
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6) Die Beſtimmungen des $. 7. finden auch hier Anwendung. 

7) Der Betrag der Aktivmaſſe wird nach der Hoͤhe derſelben zur Zeit der 
Koſtenberechnung beſtimmt. Dabei werden die uneinziehbaren Forderun⸗ 
en außer Berechnung gelaſſen und diejenigen, deren Einziehung wegen 
ihrer Illiquiditaͤt ausgeſetzt iſt, oder aus anderen Gründen nicht hat er- 
folgen koͤnnen, zu einem nach vorheriger gutachtlicher Aeußerung des 
Kurators durch den Richter des Prozeſſes zu arbitrirenden Werthe, in 
zweifelhaften Faͤllen zum vollen Betrage angeſchlagen. Im Uebrigen 
find die Beſtimmungen des H. 11. des Geſetzes maaßgebend. 


0.18, 


E. Fuͤr das Verfahren bei Sequeſtrationen, Beſchlagnahme der Guts— 
einkuͤnfte und aller anderer an die Perſon des Schuldners gebundener Einkünfte 
(F. 16. der Verordnung vom 4. März 1834.), ſowie bei Haͤuſer⸗Adminiſtra⸗ 
tionen. — ausſchließlich der Remuneration des Sequeſters und Adminiſtrators 
— wird die Halfte der sub D. 3. beſtimmten 2 erhoben, wenn damit 
em 3 unter mehreren immittirten Glaͤubigern nicht verbun— 

en iſt. 5 
Iſt damit aber ein Prioritaͤtsverfahren verbunden (§. 17. J. ch, fo wer: 
den die vollen Saͤtze sub D. 3. erhoben. 

Unter den danach zu erhebenden Satzen find die Koſten der Depoſital— 
Verwaltung und Diſtribution mitbegriffen; fuͤr die dabei aber etwa entſtehen⸗ 
den eigentlichen Prozeſſe werden die fuͤr dieſe beſtimmten Säge beſonders 
erhoben. N 

V. Exekutions⸗Junſtanz. 
H. 14. 


1) Fuͤr die Erlaſſung des Vollſtreckungs-Befehls an den Exekutor oder 
des, eine andere Exekutions-Maaßregel androhenden Gerichtsbefehls, fuͤr 
die Beſchlagnahme einer Forderung, fuͤr die Ueberweiſung einer ſolchen, 
für eine Requiſition an den Hypothekenrichter um Eintragung eines Ju— 
dikats, für das Verfahren wegen Abnahme eines Manifeſtations-Eides — 
in allen dieſen Fallen einſchließlich der erforderlichen Nebenverfuͤgungen 
oder Verhandlungen — wird der, zu I. A. (F. 4.) beſtimmte Satz, je: 
doch unter Fortfall der Beſchraͤnkung auf das Minimum von 5 Sgr., 
erhoben und zwar fuͤr jede dieſer Exekutions-Maaßregeln beſonders nach 
Ku 7 5 des Gegenſtandes derſelben und bei erneuerten Antraͤgen 
wiederholt. ' 

2) Für die Vollſtreckung einer Exekution durch Pfändung, durch Perfo- 
bel oder durch Ausführung der executio ad faciendum wird 
erhoben: 

a) bei Betraͤgen bis zu 100 Rrhlr. einſchließlich von je 10 Rthlr.: 
Sgr., jedoch nicht unter 5 Sgr., f 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. einſchließlich von je 
10 Rthlr.: 2 Sgr., 
c) von dem Mehrbetrage von je 50 Kthlr.: 6 Sgr. 
b Wird 
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Wird bei dem Antritt dieſer Vollſtreckung dem Gerichtsbefehle ge⸗ 
nuͤgt, oder der Exekutionsantrag zuruͤckgenommen, jo daß es der Voll⸗ 
ſtreckung ſelbſt nicht bedarf, ſo iſt der unter Nr. 1. dieſes Paragraphen 
beſtimmte Satz zu erheben. N 

3) Dieſe Beſtimmungen (Nr. 1. und 2.) ſind auch bei allen Exekutionen 
wegen Gerichtskoſten maaßgebend. 


Zweiter Abſchnitt. 

Koſten für Geſchaͤfte nicht ſtreitiger Gerichtsbarkeit. 

I. Zurückgewieſene oder zurückgenommene Geſuche, Beſchwerden ꝛe. 
$. 15. 

Fuͤr die bloße Auf⸗ und Annahme von Geſuchen um Aufnahme oder 
Betreibung von Gefchäften freiwilliger Gerichtsbarkeit wird nicht beſonders 
liquidirt, wenn aber das Geſuch als unbegründet ganz zuruͤckgewieſen, oder 
wenn es begruͤndet iſt, doch ehe eine eigentliche Verhandlung aufgenommen iſt, 
zuruͤckgenommen wird, jo iſt die Hälfte des Satzes I. A. (F. 1.), jedoch nicht 
unter 5 Sgr., und fuͤr die Beſcheide in der Beſchwerde-Inſtanz auf unge⸗ 
gruͤndet befundene Beſchwerden der volle Satz, jedoch nicht unter 10 Sgr. 
zu erheben. f 


II. Einzelne Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit. 
$. 16. 


A. Kür die Aufnahme und Ausfertigung aller einfeitigen Erklärungen, 
aller Akte, in welchen nur von Seiten einer Partei die Uebernahme von Ver⸗ 
bindlichkeiten ausgeſprochen wird, ohne Unterſchied, ob ſolche Erklaͤrungen nur 
von einzelnen Perſonen oder mehreren als Theilnehmern abgegeben werden, 
und ob die dem anderen Theile gemachten Zugeſtaͤndniſſe in demſelben Akte 
akzeptirt find oder nicht, ſowie überhaupt für alle Akte und die auf Grund 
derſelben zu ertheilenden Ausfertigungen oder Atteſte, inſofern nicht fuͤr einzelne 
unten befondere Beſtimmungen getroffen find, iſt zu erheben: 

1) von dem Betrage bis zu 100 Rthlr. inkl. von je 25 Rthlr.: 74 Sgr., 
2 von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 5 Sgr., 

3) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 5 Sgr., 
4) von dem Mehrbetrage bis 1000 Kthlr.: zufäglich 15 Sgr., 

5) von dem Mehrbetrage bis 5000 Rthlr. von je 1000 Rthlr.: 15 Sgr., 
6) von dem Mehrbetrage bis 10,000 Rthlr.: zufäglich 1 Rthlr., 

7) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr.: zuſaͤtzlich 1 Rthlr., 

8) bei Objekten über 20,000 Rthlr.: zuſaͤtzlich noch 2 Rthlr. 


$. 17. 


B. Dieſe Saͤtze werden auch dann erhoben, wenn die Kontrahenten ſich 
zu dem Inhalte eines ſchriftlich abgefaßten Vertrages bekennen, ohne Unter: 
(Nr, 3450.) ſchied, 


- Wu 


ſchied, ob dieſer ein einſeitiger oder mehrſeitiger und ob die Erklaͤrung nur von 
dem einen oder von beiden Theilen erfolgt. 


H. 18. 


Fuͤr die bloße Rekognition und Beglaubigung von Unterſchriften, ſowohl 
bei einfeitigen als mehrſeitigen Geſchaͤften, wird nur die Haͤlfte des Satzes zu 
A. (H. 16.) erhoben, jedoch nicht unter 5 Sgr. 


H. 19. 


C. Wenn bei einem einſeitigen Vertrage zugleich eine akzeſſoriſche Ver⸗ 
bindlichkeit eines Dritten, 3. B. Buͤrgſchaft, inſtrumentirt wird, fo werden die 
Satze sub A. (F. 106.) um die Hälfte erhoͤhet. 


H. 20. 


D. Für die Aufnahme und Ausferti ung ſolcher Verträge, in welchen 
zwei oder mehrere Perſonen gegenſeitige Verbindlichkeiten uͤbernehmen, wird das 
Doppelte der Satze zu A. (F. 16.) erhoben. 


$. 21. 


E. Wenn die Zuſtimmung einzelner Theilnehmer zu einer Erklaͤrung in 
einem beſonderen Akte, jedoch vor derſelben Behoͤrde, vor welcher jene inſtru⸗ 
mentirt iſt, erfolgt, ſo kommt nur die Hälfte der Saͤtze zu A. (H. 16.) zur 
Hebung, jedoch nicht unter 5 Sgr. 

Der volle Satz A. wird erhoben, wenn dieſe Erklaͤrung vor einer ande⸗ 
ren Behoͤrde erfolgt, oder wenn auf Antrag der Partei eine gerichtliche Auf- 
forderung zu der Erklarung vorhergegangen iſt. 


F. 22. 


F. Fuͤr die Aufnahme und Aufbewahrung von letztwilligen Verordnun⸗ 
gen und Erbvertragen, für die Errichtung von Familienftiftungen und Familien⸗ 
jchlüffen werden die Saͤtze sub A. doppelt, fuͤr die Annahme und Aufbewah⸗ 
rung verſchloſſen uͤbergebener letztwilliger Dispoſitionen die Satze zu A. einfach 
erhoben. Fuͤr die Publikation und Ausfertigung letztwilliger Dispoſitionen und 
Erbvertraͤge werden die Satze zu A. beſonders erhoben. 

Für die bloße Zurücknahme und Zuruͤckgabe letztwilliger Dispoſitionen 
wird die Hälfte dieſes Satzes erhoben. a 


$. 23. 

6. Fur freiwillige Subhaſtationen wird der Satz zu A. dreifach erho⸗ 

ben. Fuͤr jede fortgeſetzte Lizitation wird der Satz sub A. beſonders erhoben. 
§. 24. 


II. Uebrigens treten für die Fälle sub A. bis G. noch folgende allge- 
meine Beſtimmungen ein: 

4) außer den beſtimmten Saͤtzen wird noch der Betrag der nach den Be⸗ 

ft 


ſtimmungen des Stempelgeſetzes zu berechnenden Werth, beziehungsweiſe 
Ausfertigungs⸗Stempel erhoben; 

2) wenn die Ausfertigungen, bei mehreren alle zuſammengerechnet, in dem 
Falle zu D. und F. mehr als vier geſchriebene Bogen, in den uͤbrigen 
Faͤllen mehr als zwei Bogen ausmachen, ſo werden fuͤr jeden hinzukom⸗ 
menden auch nur angefangenen Bogen noch 5 Sgr. zufäglich erhoben; 

3) auch wenn auf die Ausfertigung einer Verhandlung verzichtet wird, kom⸗ 
men dennoch die vollen Saͤtze zur Anwendung; 

4) wenn ein Akt auf den Antrag der Parteien oder wegen der Natur des 
Geſchaͤfts außerhalb der Gerichtsſtelle, aber doch am Orte des Gerichts, 
oder in einer nicht uͤber eine Viertelmeile betragenden Entfernung von 
demſelben vorgenommen wird, ſo wird die Haͤlfte der gewoͤhnlichen Saͤtze 
zu A. oder D. zugeſetzt; in dem Falle zu F. für jeden ſolchen auswaͤr⸗ 
tigen Termin die Haͤlfte des Satzes zu A. Kann das Geſchaͤft nicht 
in einem Tage beendigt werden, z. B. bei weitlaͤuftigen Inventariſatio⸗ 
nen oder Taxationen, ſo erfolgt der Zuſatz fuͤr jeden zod welcher zur 
Aufnahme der Verhandlungen außerhalb der Gerichtsſtelle erforderlich 
. Maaßgabe des auf die einzelnen Tage zu repartirenden Werths. 

es Objekts. 

Beträgt die Entfernung über eine Viertelmeile, jo treten nur die im 
fuͤnften Abſchnitt beſtimmten Saͤtze hinzu, inſofern ſolche die hier feſtge— 
ſetzten uͤberſteigen; andernfalls dieſe. 


III. Hypothekenſachen. 
f H. 25. 
A. Für die Berichtigung des Beſitztitels, deſſen Eintragung und alle 
dabei vorkommenden Nebengeſchaͤfte iſt zu erheben: 
1) von dem Betrage bis 200 Rthlr., von je 25 Rthlr.: 10 Sgr., 
2) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 10 Sgr., 
3) von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr.: 15 Sgr. } 
Der Werth mehrerer Grundſtuͤcke, welche zugleich auf ein und daſſelbe 
Folium eingetragen werden, wird zuſammengerechnet; fuͤr jedes beſondere Folium 
werden die Koſten beſonders berechnet. 


H. 26. 
B. Fur jede definitive Eintragung sub rubr. II. und III. und alle 
dabei vorkommenden Nebengeſchaͤfte iſt zu erheben: 
1) von dem an bis zu 200 Rthlr. von je 25 Rthlr.: 7% Sgr., 
2) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 75 Sgr., 
3) von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr.: 15 Sgr. 


$. 27. N 
C. Fuͤr die Eintragung von Proteſtationen, Arreſten, Ceſſionen, Prio⸗ 
ritaͤtsbewilligungen, Subinſkriptionen, die Halfte der Sage sub B. jedoch nicht 
unter 5 Sgr. 
(Ar, 3450.) ö N H. 28. 
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. Wenn die Eintragung derſelben Poſt (ad B. oder C) gleichzeitig 
auf mehrere Folia, oder auch zu verſchiedenen Zeiten, ſei es wegen nachtraͤg⸗ 
licher Verpfändung oder wegen nachträglicher Berichtigung des Beſitztitels, auf 
mehrere Grundſtucke deſſelben Folii erfolgt, fo wird fuͤr die zweite und jede 
beſondere Eintragung und das deshalb etwa zu ertheilende Atteſt nur die H lfte 
der ad B. oder C. zu erhebenden Saͤtze, jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht 
über 3 Rthlr. erhoben. 

Wenn aber der Werth der Grundſtuͤcke, auf welche die weitere Eintra— 
gung erfolgt, geringer iſt, als der der einzutragenden Poſt, ſo iſt nur jener 
als Maaßſtab fuͤr den Koſtenanſatz 4 2 

Dieſer Grundſatz findet auch bei Loͤſchungen und bei der Liberirung ein— 
zelner Grundſtuͤcke Anwendung. a 


f e ö 
N E. Fuͤr jede Loͤſchung, einſchließlich der Retradition des Dokuments 
und aller dabei ſonſt vorkommenden Nebengeſchaͤfte wird die Haͤlfte der fuͤr 
die Eintragung beſtimmten Säge erhoben. 


H. 30. 


L. Fuͤr die Ertheilung eines vollfiändigen Hypothekenſcheins oder eines 
deſſen Stelle vertretenden gerichtlichen Atteſtes, ſowie eines Atteſtes uͤber er— 
folgte Anmeldung und Eintragungsfaͤhigkeit des Titels zur Hypothek bei noch 
nicht regulirtem Hypothekenbuch und für die Erneuerung von Pfandbriefen und 
mortifizirter Dokumente, wird ebenfalls die Hälfte der Saͤtze sub B., jedoch 
nicht unter 5 Sgr. und nicht uͤber 3 Rthlr. erhoben. 


1 34, 


6. Fuͤr jede einzelne a eines Glaͤubigers von einer er- 
folgten Beſitzveraͤnderung nur bei Objekten über 50 Rthlr.: 5 Sgr. 


$. 32. 

H. Durch vorſtehende Saͤtze werden nicht nur die Ausfertigungs⸗ und 
Protokoll⸗Stempel, ſondern auch die bisher zu den Geſuchen erforderlichen 
Stempel gedeckt. 

Für die bei Bearbeitung des Hypothekenweſens etwa aufzunehmenden 
Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit werden die sub II. beſtimmten Sätze be⸗ 
ſonders erhoben. 


IV. Nachlafregulirungen. 
§. 33, 


A. Fuͤr die bei Gelegenheit von Nachlaßregulirungen vorkommenden 
Auktionen, Subhaſtationen und Prozeſſe uber einzelne Streitigkeiten werden die 
fuͤr dieſe Geſchaͤfte beſtimmten Saͤtze beſonders erhoben. an 

N * 3 + 
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er 90 3% nb, . 

2 B. Beſteht die Nachlaßregulirung blos in der Sicherſtellung und Auf: 
bewahrung des Nachlaſſes, Ermittelung der Erben und Extradition des Nach⸗ 
laſſes ohne Erbtheilung, ſo wird dafuͤr erhoben: 5 

1) von dem Vermoͤgensbetrage bis 100 Rthlr. von jedem Thaler: 13 Sgr., 

jedoch nicht unter 15 Sgr., 

2) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 10. Sgr., 

3) von dem Mehrbetrage bis 4000 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 25 Sgr., 

4) von dem Mehrbetrage bis zu 5000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 25 Sgr., 

5) von dem Mehrbetrage von je 300 Rthlr.: 25 Sgr. 


F. 35. 
J. Kommt es außerdem zur fürmlichen gerichtlichen Erbtheilung, ſo 
wird der Satz zu B. um die Haͤlfte erhoͤht. a 


H. 36. 
D. Fuͤr das Erbtheilungsverfahren (Allg. Gerichts-Ordn. Th. I. Tit. 40. 
HH. 9. u. ff.), wenn damit eine Verwaltung des Nachlaſſes nicht verbun: 
den iſt, wird die Haͤlfte des Satzes sub B. erhoben. 


8.87. f 
E. Wenn das Erbtheilungsverfahren, ohne daß es zu einem foͤrmlichen 
Rezeß kommt, durch Entſagung beendet wird, jo kommt nur z des Satzes zu 
B. zur Hebung; in dem Falle zu C. außerdem der ganze Satz zu B. 


r §. 38. 

F. Betragen die Ausfertigungen des Erbrezeſſes — mehrere Ausferti⸗ 
gungen oder Auszuͤge daraus zuſammengerechnet — mehr als acht Bogen, ſo 
wird für jeden angefangenen Bogen darüber 5 Sgr. zugeſetzt. 

| $. 39. 
6. Die Prozentfäße werden in allen Fallen von dem Betrage der Aktiv⸗ 
maſſe ohne Abzug der Schulden, und nur ſoweit als dieſelbe Gegenſtand des 
gerichtlichen Verfahrens war, berechnet. 


* H. 40. 2 

II. Fuͤr ein Erbeslegitimationg- Verfahren mit Einſchluß der Ausferti⸗ 

gung des Erbeslegitimations-Atteſtes werden die in H. 16., beziehungsweiſe 
$. 21. beſtimmten Säge erhoben. 


V. Vormundſchaften, Kuratelen, und andere Fälle einer Vermögens⸗ 
Verwaltung. 
$. 41. 

A. Fur die Beſtellung von Kuratoren zur Wahrnehmung einzelner Ge⸗ 
ſchaͤfte und deren etwaige Beaufſichtigung und Beſtätigun „namentlich bei Er⸗ 
nennung von Litiskuratoren, Kuratoren behufs Auseinanderſetzung der Kinder 
mit ihrem Vater, bei Stiftungen u. ſ. w. werden ſtatt aller Sporteln und 
Stempel die sub II. D. beſtimmten Satze erhoben. Dieſe Säge können jedoch 
nur inſoweit zum Anſatz gebracht werden, als nicht ruͤckſichtlich der Perſo⸗ 
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nen, in deren Intereſſe der Kurator beftellt wird, eine nach den folgenden 
Beſtimmungen zu taxirende Vormundſchaft oder Kuratel eingeleitet oder einzu⸗ 
leiten iſt. I 


$. 42. 

B. In anderen Kuratel- und in Vormundſchaftsſachen find zu erheben 
von dem Kapitalbetrage des Vermoͤgens der Pflegebefohlenen, inſofern daſſelbe 
über 50 Rthlr. beträgt ($. 7. Nr. 5. des Geſetzes): 

1) von dem Betrage bis zu 100 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 3 Sgr., 

2) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Kthlr. von je 50 Rthlr.: 73 Sgr., 
3) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 10 Sgr., 
4) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr. 


§. 43. 
Außerdem ſind zu erheben: l 
C. Bon den jährlichen Revenuͤen desjenigen Vermoͤgens, deffen Verwal⸗ 
tung unter ſpezieller Leitung und Kontrole der Vormundſchafts⸗Behoͤrde ſteht: 
a) bei Kuratelen oder Vormundſchaften über Abweſende und Verſchwen⸗ 
der, ſowie bei ſolchen, welche aus einem andern Grunde als dem einer 
erheblichen Gemuͤthsſchwaͤche oder wegen Taubſtummheit, uber die 
Zeit der erlangten Großjaͤhrigkeit hinaus auf Anordnung eines Dritten 
fortgeſetzt werden, von dieſem Zeitpunkte ab: Ad. 
1) von dem Reventenbetrage bis zu 100 Rthlr. von jedem Thaler: 
143 Sgr., j 
2) a Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 
10 Sgr., 
3) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 25 Sgr., 
4) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 25 Sgr. f 
b) bei Vormundſchaften uber Minderjährige, taubſtumme, geiſtes ſchwache 
oder geiſteskranke Perſonen die Hälfte dieſer Saͤtze. N 
Dabei werden ſtatt ſpezieller Berechnung die jährlichen Revenuͤen zu drei 
Prozent des betreffenden Kapital» Vermögens nach Abzug der Schulden ange: 
nommen und das angefangene Kalenderjahr ſowohl beim Anfange, als auch 
am Ende der Vormundſchaft fuͤr voll gerechnet. 


H. 44. 

D. Außer vorſtehenden Koſtenbetraͤgen und den etwa entſtehenden baa⸗ 
ren Auslagen und Kalkulatur- Gebühren dürfen keine Koſten angeſetzt werden 
fuͤr alle diejenigen Verhandlungen und Verfuͤgungen der Vormundſchafts⸗Be⸗ 
hoͤrde, welche dieſelbe als ſolche behufs Ermitlelung, Sicherſtellung, Auseinan⸗ 
derſetzung und Verwaltung oder Beaufſichtigung desjenigen Vermoͤgens vor— 
nimmt oder erlaͤßt, welches dem Pflegebefohlenen zur Zeit der Einleitung der 

Vormundſchaft oder Kuratel gehoͤrt. 


ö F. 45. 
E. Bei der Regulirung eines ſpaͤter angefallenen Nachlaſſes oder der 
Fortſetzung einer ſchon vor Eintritt des Falles der Bevormundung oder Kura⸗ 
tel eingeleiteten Regulirung, ſowie bei Auseinanderſetzungen zwiſchen Kindern 
a und 
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und ihrem zur ferneren Ehe fchreitenden Vater kommen die sub IV. beſtimm⸗ 
ten Koften zum Anſatz; für die vormundſchaftlichen Pruͤfungen und Anord⸗ 
nungen werden — außer den etwa nach der Beſtimmung sub A. zu erheben⸗ 
den — keine beſondere Koſten angeſetzt. 


$. 46. 
Konkurriren bei einzelnen Geſchaͤften, fuͤr welche nach vorſtehenden Be⸗ 


ſtimmungen den Pflegebefohlenen außer den sub B. und C. beſtimmten keine 


beſondere Koſten angeſetzt werden duͤrfen, nicht bevormundete Perſonen, fo muͤſ⸗ 
fen dieſe die für ſolche Geſchaͤfte in anderen Fällen beſtimmten Koſten nach dem 
Verhaͤltniß ihres Antheils tragen. 

„ „ 

A. Von demjenigen Vermögen eines Fideikommiſſes oder einer Stif⸗ 
tung, deſſen Verwaltung unter ſpezieller Leitung und Kontrole des Gerichts fteht, 
find die nach H. 43. C. a. zu berechnenden Betraͤge von den Revenuͤen zu erheben. 

B. Iſt mit dieſer Verwaltung zugleich eine Sequeſtration oder Admi⸗ 
niſtration von Immobilien verbunden, ſo werden dafuͤr, ausſchließlich der 
Remuneration des Sequeſtors oder Adminiſtrators, von dem Betrage der Re⸗ 
venuͤen des Grundſtücks — ohne Abzug der daraus zu leiſtenden Zahlungen — 
noch beſonders berechnet: 


a) bei dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 73 Sgr., je⸗ 


doch nicht unter 10 Sgr., 
b) von 15 Mehrbetrage bis zu 2000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
14 Rt lr., 
c) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 15 Sa £ 
C. Dieſelben Säge (B.) werden auch für das Verfahren bei anderen 
Sequeſtrationen oder Guͤterverwaltungen erhoben, inſofern nicht die vorher— 
gehenden Beſtimmungen zur Anwendung kommen. 


5 Dritter Abſchnitt. 
8 Koſten in Unterſuchungs-Sachen. 


§. 48. 

In allen Unterfuchungs- Sachen giebt die rechtskräftige Entſcheidung 
den Maaßſtab fuͤr die Hoͤhe des Koſtenanſatzes und zwar auch fuͤr die vorher⸗ 
gehenden Inſtanzen. a 8 5 

Wenn eine Unterſuchung gegen mehrere 1 3 gerichtet iſt, ſo 
iſt der unten beſtimmte Satz von jedem zu einer Strafe Verurtheilten beſon⸗ 
ders und nach Maaßgabe der gegen ihn erkannten Strafe zu erheben. In⸗ 
wieweit dieſelben für die außerdem zum Anſatz kommenden Auslagen haften, 
iſt im Erkenntniß nach allgemeinen Beſtimmungen feſtzuſetzen. 


$. 49. 

A. In Feldrüge⸗, einfachen Holzdiebſtahls⸗ und den dieſen gleichge⸗ 
ſtellten Sachen, ſowie in allen Faͤllen, in welchen das Mandatsverfahren ein⸗ 
geleitet iſt, wird erhoben: 

Gu. 3450,) 2 1) wenn 


— 


I 3 8 
* 


= WW = 


1) wenn die Strafe in contumaciam, auf fofortiges Eingeſtaͤndniß oder 
durch Mandat feſtgeſtellt iſt: a 8 
a) wenn die Strafe nicht über 5 Rrhlr. oder einwoͤchentliche Frei- 
heitsentziehung betraͤgt, 5 Sgr., . 
b) wenn die Strafe eine höhere iſt, aber 10 Rthlr. oder vierzehn 
Tage nicht uͤberſteigt, 15 Sgr., 
c) wenn auf eine noch hoͤhere Strafe erkannt iſt, 1 Rthlr.; f 
2) wenn aber nach erfolgter Beſtreitung der Anſchuldigung auf Strafe er⸗ 
kannt iſt, je das Doppelte dieſer Saͤtze. ' 
In der höheren Inſtanz kommt diefes Duplum, jedoch nicht unter 
15 Sgr., wenn aber das Rechtsmittel ohne Verhandlung in der Hauptſache 
zuruͤckgewieſen wird, der einfa Betrag zu a., b. oder c, jedoch nicht unter 
10 Sgr. zum Anſatz. 
$. 30. ' 
B. In allen anderen Fällen, welche zur Zuſtaͤndigkeit der Einzelrichter 
gehoͤren, wird erhoben: , j 
1) wenn die Strafe nicht über 5 Rthlr. oder einwoͤchentliche Freiheitsent⸗ 
ziehung beträgt, 2 Rthlr., ; 
2) wenn die Strafe eine höhere ift, aber 10 Rthlr. oder vierzehn Tage 
nicht uͤberſteigt, 5 Rthlr., 
3) wenn auf eine noch höhere Strafe erkannt iſt, 10 Rthlr. 
$. 31. 
C. In allen Sachen, welche zur Zuſtaͤndigkeit der aus drei Mitglie⸗ 
dern beſtehenden, zur Entſcheidung in erſter Inſtanz berufenen Kollegien ge- 
hören, werden erhoben: 25 Rthlr. 


H. 52. 
D. In denjenigen Sachen, welche zur Zuſtaͤndigkeit der Schwurgerichte 
gehören, wird erhoben: ug 
4) wenn nicht auf eine höhere als dreijaͤhrige Freiheitsſtrafe oder Gin- 
tauſend Thaler Geldſtrafe erkannt iſt, 50 Rthlr., a 0 
2) wenn auf eine höhere Geld- oder eine, zehn Jahre nicht uͤberſteigende, 
Freiheitsſtrafe erkannt iſt, 100 Rthlr., 25 
3) wenn auf eine ſchwerere Strafe erkannt iſt, 200 Rthlr. 


$. 33. 
E. In den im Disziplinar Verfahren verhandelten. Sachen wird 
erhoben: dm 
1) wenn auf Warnung oder Verweis erkannt ift, 5 Rthlr., 
D wenn auf Amtsſuspenſion oder Geldbuße erkannt iſt, 20 Rthlr., 
3) wenn auf Entfernung aus dem Amte oder auf Dienſt-Entlaffung er⸗ 
kannt iſt, 50 Rthlr. 

Iſt gegen einen Subaltern⸗ oder Unterbeamten erkannt, fo kann durch 
das — die Haͤlfte dieſer Saͤtze als der zu erhebende Koſtenbetrag feft- 
jefegt werden. . ö 
9 Auf die Falle, in welchen Strafen ohne fürmliches Disziplinar⸗Ver⸗ 

fahren 
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fahren im Wege der Verfügung verhängt werden, finden dieſe Beftimmungen 
keine Anwendung. 


* 


H. 54. 
In der Appellations- und Nichtigkeitsbeſchwerde⸗Inſtanz kommt die 
Hälfte der Säge (F. 50 — 53.) zum Anſatz, jedoch nicht unter 2 Rthlr. 


§. 55. 

Fuͤr die Zuruͤckweiſung eines angemeldeten Rechtsmittels oder angebrach⸗ 
ten Reſtitutionsgeſuches wird, inſofern nicht auf erhobene Beſchwerde in hoͤhe⸗ 
rer Inſtanz die Zulaſſung der Verhandlung angeordnet wird, in den Faͤllen 
u F. 50.: 15 Sgr., zu $. 51.: 1 Rthlr. und zu F. 52.: 2 Rthlr. erhoben. 
Fur die Zuruͤckweiſung der Beſchwerde in höherer Inſtanz wird der doppelte 
Satz erhoben. 

F. 56. 

Wird das Reſtitutionsgeſuch zugelaſſen, ſo wird fuͤr die neuen Verhand⸗ 
lungen nach denſelben Beſtimmungen, welche fuͤr das erſte Verfahren gelten, 
liquidirt. Erfolgt auf Grund derſelben eine Freiſprechung, fo find dem Frei⸗ 
geſprochenen die etwa fuͤr das erſte Verfahren von ihm erhobenen Koften und 
baaren Auslagen zu erſtatten. 


$. 97. 

Die nach H. 179. der Verordnung vom 3. Januar 1849. im Falle des 
Kontumazial⸗Verfahrens dem Angeklagten zur Laſt zu ſtellenden Koſten wer⸗ 
den begiehu sweiſe in den F. 49. Nr. 1. beſtimmten Beträgen, oder mit der 
Hälfte der Saͤtze des H. 52. erhoben, ohne Ruͤckſicht auf die in Folge Ein⸗ 
ſpruchs gegen das Kontumazial⸗Erkenntniß etwa erfolgende Freiſprechung oder 
die bei etwaiger Verurtheilung zum Anſatz kommenden Betraͤge. 

F. 58. f 

Bei einer Leichenbeſichtigung werden, wenn ſich keine Spuren einer durch 
die Schuld eines Dritten erfolgten Tödtung ergeben, nur die baaren Auslagen 
aus dem Nachlaſſe des Verſtorbenen erhoben. 


F. 59, . f 
Detentions-, Verpflegungs⸗ und Transportkoſten find nach den befon- 
deren, dafur gegebenen Beſtimmungen zu berechnen. 
Vierter Abſchnitt. 
Beſondere Koſten in Requiſitionsſachen. 
$. 60. 
In den Faͤllen, in welchen auf Erſuchen einer nicht preußiſchen Behoͤrde 


oder in Rechts angelegenheiten, auf welche nach H. 1. des Geſetzes dieſer Tarif 
nicht Anwendung leidet, ein gerichtliches Geſchaͤft beſorgt werden muß, find 


folgende Beſtimmungen Wes ebend: 


1) Inſoweit fuͤr das Ge aͤft ein Tarifſatz zu erheben iſt, wird dieſer von 
der ſchuldigen Partei oder der requirirenden Behoͤrde erfordert. 
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D In jedem Falle werden alle baaren Auslagen (F. 6. des Geſetzes) in 
Rechnung geſtellt. f g 
3) 2% das Gefchäft im Tarif keine Beſtimmung getroffen, fo iſt zu 
erheben: b 
a) für die Behaͤndigung eines Schriftſtuͤcks die Haͤlfte des in §. 1. 
beſtimmten Satzes, ö 
b) wenn eine richterliche Verfügung oder irgend eine gerichtliche Ver— 
handlung, oder ein ſonſtiges Geſchaͤft nachgeſucht iſt, der volle 
Satz (H. 1.); im Falle jedoch mehrere Verhandlungen nothwendig 
ſind, fuͤr jede folgende die Haͤlfte dieſes Satzes. 

4) Erhellet aus dem Anſchreiben der Werth des Gegenſtandes nicht, ſo 
entſcheidet lediglich das richterliche Ermeſſen daruͤber (F. 11. Nr. 4. a. 
und $. 12. Nr. 6. des Geſetzes). ö 

5) Soweit die Koftenerhebung durch Staatsvertraͤge geregelt ift, behaͤlt es 
bei dieſen ſein Bewenden. ö 

6) Iſt darin Gebuͤhrenfreiheit angeordnet, die Erhebung der baaren Aus— 
lagen aber geſtattet, ſo ſind zu dieſen auch zu rechnen: 

a) Schreibgebuͤhren für jeden, auch nur angefangenen Bogen: 2 Sgr. 
6 q 


7 4 
b) Inſinuations-Gebuͤhren für jede Perſon, welcher etwas behaͤndigt 
oder vorgezeigt wird: 2 Sgr. 6 Pf., 
c) Meilengelder bei Geſchaͤften der Unterbeamten außerhalb des Ge- 
I für jede, auch nur angefangene, Meile der Entfernung: 


gr. 3155 
7) Die allgemeinen Beſtimmungen wegen der Koſtenfreiheit kommen auch 
hierbei zur Anwendung. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von den in gewiſſen Faͤllen vorkommenden Nebenkoſten. 


$. 61. 
n Außer den in den vorhergehenden Abſchnitten beſtimmten Saͤtzen koͤnnen 
für das gerichtliche Verfahren oder einzelne Theile deſſelben nur in folgenden 
Faͤllen noch befondere Gebühren oder Koſten erhoben werden: i 
J. Wenn Geſchaͤfte außerhalb des Ortes, an welchem das Gericht ſei⸗ 
nen Sitz hat, und nicht innerhalb des Umkreiſes einer Entfernung von 4 Meile 
vorzunehmen ſind, ſo iſt dafuͤr zu erheben: 
1) Wenn die Entfernung nicht uͤber eine Meile betragt und das Geſchaͤft 
an einem und demſelben Tage, einſchließlich der Reiſe, beendigt wird: 
a) a ien, welche zum Buͤreaudienſt (Aktuariat) gehoͤren, 
t 


r. 
b) bei richterlichen Geſchaͤften, welche durch einen einzelnen richter 
lichen Beamten ausgeführt werden konnen, 3 Rthlr., 
c) 59 ſolchen, welche einen Richter und. Protokollführer erfordern, 
7 


2) wenn 


d ad 1. b. red 1 3 1 
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3) wenn das Gefchäft nicht in einem und demſelben Tage beendigt wird, 
ſo wird fuͤr jeden folgenden Tag zugeſetzt: 

A r b Ne 1 Rthlr. 
ad b BRUST HN 2 2 
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4) Fuͤr Lokalgeſchaͤfte, welche durch die Staatsanwaltſchaft wahrgenommen 
werden, kommen dieſelben Saͤtze zur Anwendung, welche fuͤr richterliche 
Geſchaͤfte oben (b.) beſtimmt ſind. 

Anmerkung: 1) Dieſe Gebuͤhrenſaͤtze fließen zur Kaſſe, die Beamten haben 

keinen Anſpruch darauf, ihre Entſchaͤdigung wird aus der 
Staatskaſſe geleiſtet. Die Verpflichtung und Berechtigung 
der Parteien zur Geſtellung eines Fuhrwerks, unter An— 
rechnung deſſelben, wird uſhebobe a 
2) In allen Fällen, in welchen die Reifen im Intereſſe der 
Gerichtsverwaltung, oder wegen beſtehender Dienftverhält- 
niſſe, oder wegen eintretender Behinderung des betreffenden 
Beamten erfolgen muͤſſen, namentlich alſo, wenn zur Wahr⸗ 
nehmung des Richteramts oder des Amts der Staatsan⸗ 
waltſchaft Beamte beauftragt ſind, ſowie fuͤr die Reiſen der 
Geſchworenen, wird von den Parteien nichts erhoben. 


N H. 62. 

Wenn auf einer und derſelben Reiſe mehrere Akte der freiwilligen Ge: 
richtsbarkeit vorgenommen werden, ſo kommen vorſtehende Betraͤge nur in dem 
Betrage, welcher die nach H. 24. Nr. 4. bei jedem Geſchaͤfte anzuſetzenden 
Saͤtze im Ganzen uͤberſteigt, fene Anſatz. Der dieſe uͤberſteigende Betrag, oder 
wenn in andern Angelegenheiten mehrere Geſchaͤfte ausgerichtet werden, der 
ganze Betrag, iſt auf die einzelnen Geſchaͤfte zu gleichen Theilen zu vertheilen. 

F. 63. 

II. In allen Fällen, in welchen einer Partei auf deren Antrag Ab- 
ſchriften oder Ausfertigungen aus Prozeß-Akten — nach Beendigung der In⸗ 
ſtanz — oder von anderen Verhandlungen, oder Dokumenten, deren Mittheilung 
nicht mehr durch den gewoͤhnlichen Gerwäftägang bedingt ift, und auch ohne 
Antrag nothwendig erfolgen mußte, mitgetheilt werden, find dafuͤr zu erheben 
für jeden auch nur angefangenen Bogen 23 Sgr. bei einfachen Abſchriften, 
und der doppelte Betrag bei beglaubigten Abſchriften und Ausfertigungen. 


$. 64. a 


5 Sgr. 
u 


vv 


III. Fuͤr einen durch Schuld der Parteien oder Zeugen vereitelten 


Termin werden in Unterſuchungsſachen die im F. 55. beſtimmten, in allen 
(Nr. 3450.) 5 & 
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andern Fallen die im F. 1. beſtimmten Satze von dem ſchuldigen Theile be- 
ſonders erhoben. 


$. 65. f 

IV. Fuͤr die gerichtlichen Kalkulaturgeſchaͤfte wird nach Maaßgabe der 
Schwierigkeit und Brauchbarkeit der angefertigten Arbeit und der Hoͤhe des 
Objekts, für jede Stunde, welche einſchließlich der etwa gefertigten Schreib⸗ 
arbeit auf die Arbeit zu verwenden war, nach der Feſtſetzung des Gerichts 
3 bis 10 Sgr. erhoben, wobei, wenn zu verſchiedenen Zeiten daran gearbeitet 
iſt, die Zeit zuſammengerechnet, im Uebrigen aber die angefangene Stunde für 
voll gerechnet wird. 5 


5 H. 66. i | 
V. Ruͤckſichtlich der Auktionen behält es in allen Fällen bei den Be: 
ſtimmungen der Taxe für Auktions-Kommiſſarien fein Bewenden. Die nah 
dieſen Beſtimmungen zu erhebenden Betraͤge fließen, wenn die Auktion durch 
einen gerichtlichen Beamten beſorgt iſt, zur Kaſſe, gleichviel ob der Beamte ein 
beſoldeter iſt, oder nicht. 5 5 


VI. Die Gebuͤhren der zu vernehmenden oder Beast ben Zeugen, 
Sachverſtaͤndigen, Geiſtlichen und Aerzte ſind in dem Betrage der von den 
Gerichten nach den beſtehenden Verordnungen, insbeſondere der Verordnung 
vom 29. Maͤrz 1844. (Geſetz⸗Sammlung S. 73.) erfolgten 1 zu er⸗ 
ſtatten, in dem gezahlten Betrage aber: die Inſertionskoſten, die Portobetraͤge 
und andere baare Auslagen, darunter diejenigen Koſten, die in Folge von Re⸗ 
quiſitionen an nicht Preußiſche oder ſolche Preußiſche Behoͤrden gezahlt werden 
muͤſſen, auf welche dieſer Tarif keine Anwendung leidet. 

Portofrei werden befördert, alle von den Gerichten abgehende Sachen 
und veranlaßte Inſinuationen, ſoweit es die Poſteinrichtung geſtattet, ſowie 
die aus dem Bankverkehr entſtehende Hin- und Herſendung der Gelder und 
Korreſpondenz. In allen andern Fällen, namentlich für andere Geldſendungen, 
wird, inſofern nicht die Portofreiheit aus anderen Gruͤnden eintritt, Porto er⸗ 
hoben, auch behaͤlt es bei der bisherigen Verpflichtung der Parteien, ihre Ein⸗ 
gaben und Geldſendungen an die Gerichte zu franfiren, fein Bewenden. 

Fuͤr Emballage und Verpackung der Akten wird nichts zum Anſatz gebracht. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. . 

Gegeben Potsdam, den 10. Mai 1851. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober « Hoſbuchdruckerel. 
(Rudolph Decker.) 


